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ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION

vom 21 . Dezember 1988

betreffend ein Verfahren nach Artikel 85 des EWG-Vertrags

(IV/ 3 1.866, LDPE)

(Nur der spanische, deutsche, englische, französische, italienische und der niederländische Text sind
verbindlich)

( 89 / 191 /EWG)

A. EinleitungDIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft ,

gestützt auf die Verordnung Nr . 17 des Rates vom 6 . Fe­
bruar 1962 , Erste Durchführungsverordnung zu den Arti­
keln 85 und 86 des Vertrages ('), zuletzt geändert durch die
Akte über den Beitritt Spaniens und Portugals , insbesondere
auf Artikel 3 Absatz 1 ,

im Hinblick auf den Beschluß der Kommission vom
24 . März 1988 , von Amts wegen ein Verfahren einzulei­
ten ,

im Hinblick darauf, daß den Beteiligten gemäß Artikel 19
Absatz 1 der Verordnung Nr. 17 in Verbindung mit der
Verordnung Nr . 99 / 63 /EWG der Kommission vom 25 . Juli
1963 über die Anhörung nach Artikel 1 9 Absätze 1 und 2 der
Verordnung Nr . 17 des Rates ( 2 ) Gelegenheit gegeben wur­
de , sich zu den von der Kommission in Betracht gezogenen
Beschwerdepunkten zu äußern,

nach Anhörung des Beratenden Ausschusses für Kartell- und
Monopolfragen ,

in Erwägung nachstehender Gründe :

1 . Die Unternehmen

( 2 ) Alle Unternehmen , an die diese Entscheidung gerich­
tet ist , sind große Petrochemiehersteller . Die meisten
haben ihren Sitz in der EG , und — obwohl einige ihren
Hauptgeschäftssitz außerhalb der Gemeinschaft ha­
ben — treiben sie alle Handel innerhalb der EG , und
manche verfügen über eine Produktionsanlage in
einem oder in mehreren Mitgliedstaaten .

Bei den siebzehn Unternehmen , an die die vorliegende
Entscheidung gerichtet ist , handelt es sich um :

Atochem
BASF
BP
Bayer
Chemie Holding ( früher Chemie Linz)
Dow
DSM
Enichem
Hoechst
ICI
Monsanto
Montedison
Neste Oy
Orkem (friiherCdF Chimie ( 3 )

TEIL I

SACHVERHALT

Repsol Quimica ( früher Alcudia )
Shell
Statoil .

( 3 ) Eine Mitteilung der Beschwerdepunkte wurde außer­
dem an ein anderes Unternehmen , nämlich Exxon
Chemicals International Inc . ( früher Essochem),
gerichtet , weil eine periphere Beteiligung am Kartell
vermutet wurde ; doch wurde das Verfahren einge­
stellt , nachdem das Unternehmen Beweise vorgelegt

( 1 ) Die vorliegende Entscheidung betrifft die Anwendung
des Artikels 85 des EWG-Vertrags auf Absprachen ,
die auf ein Kartell hinauslaufen , an dem sich fast alle
Hersteller, die den Markt für LDPE (Low density
Polyethylene) in der Gemeinschaft beliefern , beteilig­
ten und aufgrund dessen sich letztere zu regelmäßigen
geheimen Sitzungen trafen , um ihre Handelspolitik zu
koordinieren , Preisinitiativen zu planen und aufeinan­
der abzustimmen , Ziel- bzw. Mindestpreise festzuset­
zen , Absatzziele bzw. -quoten zu vereinbaren und die
Entwicklung der betreffenden Absprachen zu kontrol­
lieren .

( 3 ) Im September 1988 (während der mündlichen Prüfung in dieser
Sache ) firmierte CdF Chimie in Orkem um . In der vorliegenden
Entscheidung wird das Unternehmen weiterhin bei seinem
früheren Namen „CdF" (wie in der Mitteilung der Beschwerde­
punkte) genannt . Andere Unternehmen , die ihren Namen in dem
Zeitraum zwischen der mutmaßlichen Zuwiderhandlung und
der Eröffnung des Verfahrens änderten , wurden in der Mittei­
lung der Beschwerdepunkte unter ihrer neuen Bezeichnung
aufgeführt : Chemie Holding und Repsol Quimica .

0 ) AB1 . Nr . 13 vom 21 . 2 . 1962 , S. 204 / 62 .
( 2 ) AB1 . Nr . 127 vom 20 . 8 . 1963 , S. 2268 / 63 .
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hatte , die nach Auffassung der Kommission eine
hinreichend annehmbare Erklärung für die gegen das
Unternehmen vorgebrachten Punkte darstellten .

Sieben LDPE-Hersteller stellen auch LLDPE her, das
LDPE in vielen Anwendungsbereichen ersetzen kann.
Die Umstellung auf das neuere Erzeugnis ist in
Westeuropa langsamer vonstatten gegangen als in den
Vereinigten Staaten : Der Anteil von LLDPE belief sich
1986 auf 15% des LDPE /LLDPE-Marktes , vergli­
chen mit 35% in den Vereinigten Staaten .

Der größte LDPE-Hersteller in Europa ist gegenwär­
tig Enichem mit einem Marktanteil von 1 2 % im Jahre
1986 . Ihr folgen BP, Exxon und DOW mit jeweils
11% , 10% und 9% .

Deutschland ist der größte nationale Markt für LDPE
in der EWG: Auf ihn entfielen 1986 fast 20% des
westeuropäischen Verbrauchs , gefolgt von Italien
( 14,3% ), Frankreich ( 13,6% ) und dem Vereinigten
Königreich ( 12,2% ).

2 . Das Erzeugnis

(4 ) LDPE ist eines der wichtigsten thermoplastischen
Polymere , das zuerst von ICI im Jahre 1936 entwickelt
wurde . Es ist eine der Hauptabsatzmöglichkeiten für
Äthylen , das selbst wiederum durch Umwandlung
(oder „Kracken") von Naphtha (aus Rohöl gewonnen)
in seine Bestandteile gewonnen wird .

Fast alle LDPE-Hersteller in Europa beziehen ihr
Äthylen aus eigenen integrierten Anlagen, wobei nur
wenige mit vorgelagerten Erdölraffinerien in Verbin­
dung stehen .

LDPE wird in Granulatform hergestellt und ist leicht
zu transportieren .

Die vorherrschende Endverwendungsform für LDPE
( und ein neueres ähnliches Erzeugnis , nämlich LLDPE
bzw . Lineares Polyäthylen niederer Dichte) sind flexi­
ble Folien , die 70% der Endverwendung in Westeu­
ropa ausmachen. Der größte Abnehmer ist die Ver­
packungsindustrie .

4 . Überkapazität

(7 ) Die Kommission weiß , daß der europäische
LDPE-Markt während des größten Teils des von
dieser Entscheidung erfaßten Zeitraums durch struk­
turelle Überkapazitäten gekennzeichnet war. Fast alle
Hersteller haben bis 1982 erhebliche Verluste ver­
zeichnet .

Abgesehen von der Uberkapazität haben u . a . fol­
gende Faktoren zu dieser Situation beigetragen :
— ein starker Nachfragerückgang in den Jahren 1980
und 1981 als Folge des Booms von 1979 ;

— ein unbeständiger Rohstoffpreis ;
— gewisse Unsicherheiten infolge der Schaffung von
Produktionskapazitäten .

Außerdem steht fest , daß sich die Hersteller während
längerer Zeiträume häufig in der Verlustzone befan­
den . Kapazitätssenkungen und Stillegungen von Pro­
duktionsanlagen sowie industrielle Umstrukturierun­
gen und ein Aufschwung der Nachfrage seit 1984
führten jedoch zu einer weitgehenden Beseitigung der
Überkapazitäten und hatten zur Folge , daß die
LDPE-Hersteller in den letzten Jahren Gewinne erzie­
len konnten .

3 . Der westeuropäische LDPE-Markt

(5 ) LDPE wird weltweit verkauft . Der Jahresverbrauch
liegt weltweit bei ungefähr 10 Millionen Tonnen ,
wovon rund 4 Millionen Tonnen auf den europäi­
schen Markt , 3 Millionen Tonnen auf die USA und
1 Million Tonnen auf Japan entfallen .

Die westeuropäische Gesamtnachfrage wurde 1986
auf 3 940 000 Tonnen geschätzt, die fast zur Gänze
von Herstellern mit Sitz in Europa befriedigt wurde .
Einfuhren , vor allem von neuen Produktionsstätten
im Mittleren Osten, machen nur 7% des gesamten
westeuropäischen LDPE-Verbrauchs aus .

Die europäischen Hersteller , gegenwärtig 14 , 1974
noch 22 , führten etwa 660 000 Tonnen nach Über­
seemärkten aus .

Die geschätzte Produktionskapazität betrüg 1986 in
Westeuropa 4 750 000 Tonnen, was einen Rückgang
um 1 250 000 Tonnen infolge der Umstrukturierung
seit 1980 darstellt . In den letzten drei Jahren lag der
Auslastungsgrad zwischen 87% und 91 % der „nomi­
nalen" Kapazität , was einer tatsächlichen Kapazitäts­
auslastung von fast 100% gleichkommt .

Der zwischenstaatliche Handel mit LDPE in West­
europa beträgt 50 % des gesamten Handels .

( 6 ) LDPE kann als Rohstoff angesehen werden , da unge­
fähr 70 bis 80 % des Absatzvolumens Sorten betref­
fen , die die meisten Hersteller anbieten können . Für
das begrenzte Volumen spezialisierter Sorten läßt sich
nur ein relativ geringer Preisaufschlag auf den Grund­
preis feststellen .

5 . Nachprüfungen der Kommission

(8 ) Der Verdacht einer Zuwiderhandlung kam zum ersten
Mal Ende 1983 während der Ermittlungen in bezug
auf andere Thermoplastprodukte auf. Zwischen dem
21 . November und dem 6 . Dezember 1983 erfolgten
Nachprüfungsbesuche bei ICI , DSM und Shell , die
insbesondere wegen Vereinbarungen über thermopla­
stische Erzeugnisse (PVC, Polysterol , HDPE und
LDPE ) genehmigt worden waren , welche Anlaß zu der
Vermutung gaben, daß ein Verstoß gegen Artikel 85
vorlag. Im Anschluß daran wurden im Laufe des
Jahres 1984 aufgrund von Entscheidungen gemäß
Artikel 1 1 Absatz 5 der VerordnungNr. 17 Auskünfte
bei DSM und ICI eingeholt . Im Januar 1987 fanden
erneut unangekündigte Nachprüfungen aufgrund von
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Artikel 14 Absatz 3 der Verordnung Nr. 17 in den
Geschäftsräumen von Atochem, CDF , DOW, Eni­
chem und Repsol statt . Die Kommission mußte
mehrere Entscheidungen nach Artikel 11 Absatz 5
erlassen, nachdem zahlreiche Unternehmen die Ertei­
lung von Auskünften ablehnten oder unterließen . In
den meisten Fällen hielten die Unternehmen an ihrer
ursprünglichen Weigerung fest .

wobei aber die Einführer weiterhin die Möglichkeit
haben sollten , im Vergleich zu inländischen Herstel­
lern mit einem geringen Rabatt zu verkaufen .

Die danach vorgeschlagene Preisinitiative betraf ein
Mindestpreisniveau von 1,70 DM/ kg mit Wirkung
vom 1 . Oktober 1976 . Dem Bericht wurde eine Liste
der entsprechenden Preise in der jeweiligen nationalen
Währung beigefügt .

( 11 ) Außerdem wurden regelmäßige monatliche „Exper­
ten-Sitzungen vorgeschlagen, um Statistiken auszu­
tauschen , die Fortschritte zu überwachen und Mei­
nungsverschiedenheiten zu lösen . Zur Unterstützung
dieser Aufgabe schlug der Vorsitzende vor , weiterhin
das Fides-System für den Austausch von Statistiken als
„Hilfsmittel" zu verwenden .

Das Fides-System ist ein statistischer Dienst für die
Industrie , der von einem Buchhaltungsunternehmen
mit Sitz in Zürich betrieben wird . Die Hersteller , die
Mitglieder dieses Systems sind * liefern ihre Einzelda­
ten über ihre Produktion , ihre Verkäufe und ihr Lager
an eine Zentralstelle , die sämtliche Informationen
sammelt und für den gesamten westeuropäischen
Markt umfassende, anonyme Statistiken erstellt . Aus
diesen globalen Statistiken kann jeder Hersteller sei­
nen eigenen Marktanteil , nicht aber den der Konkur­
renten ablesen . Das System sieht Garantien in bezug
auf die Vertraulichkeit der Informationen vor , hindert
aber die Konkurrenten nicht daran , Informationen in
irgendeiner anderen Form untereinander auszutau­
schen . Die offiziellen Fides-Gesamtdaten konnten —
wie geplant war — verwendet werden , um die Rich­
tigkeit der von den Herstellern untereinander ausge­
tauschten Angaben zu prüfen .

Die vorgesehene „Experten"-Gruppe setzte sich wie
folgt zusammen : ATO, BASF, Bayer oder Hoechst ,
CDF, Carbide Group (»), DOW, DSM, ICI , Pekerna
und zwei nicht identifizierte „italienische" Vertreter.

Aus den dem Bericht der Arbeitsgruppe beigefügten
Tabellen , die zur Berechnung der zugewiesenen Kapa­
zität dienten und die Marktanteile jedes Herstellers in
den vergangenen drei Jahren auswiesen , zeigen, daß
praktisch die gesamte westeuropäische LDPE-Indu­
strie an diesen Vorgängen beteiligt war . Nur Exxon
und Shell scheinen seinerzeit nicht kooperiert zu
haben.

B. Einzelheiten der Zuwiderhandlung

1 . Ursprung des Kartells

( 9 ) Nach den raschen Ölpreissteigerungen in den Jahren
1973 und 1974 und dem industriellen Nachfragerück­
gang begannen sich auf dem westeuropäischen
LDPE-Markt etwa von der zweiten Hälfte 1974 an
erhebliche Überkapazitäten abzuzeichnen .
Planungsdokumente und Berichte vom September
1976 , die bei DSM gfunden wurden (deren Autoren
aber unbekannt sind), beweisen , daß man versucht
hatte , den Markt unter den westeuropäischen
LDPE-Herstellern auf der „Grundlage einer gleichmä­
ßigen Auslastung" ihrer Produktionsanlagen aufzutei­
len , dieser Versuch aber gescheitert war. Bis Septem­
ber 1976 richteten sich dann die Hauptbemühungen
der Hersteller auf koordinierte „Preisinitiativen".

Derartige Preisinitiativen wurden in Sitzungen soge­
nannter „Staatschefs" (Direktoren auf höherer Ebene)
geplant , die offensichtlich in Zürich stattfanden . Die
Hersteller der einzelnen nationalen Märkte mußten
die Preisschraube gegenüber den „Importeuren" anzie­
hen ( so daß Hersteller , die auf dem betreffenden
nationalen Markt über keine LDPE-Produktionsanla­
gen verfügten , innerhalb kurzer Zeit dem Preisanstieg
folgen mußten).

Als diese Initiative nur begrenzten Erfolg hatte , wurde
eine aus mehreren Herstellern bestehende Arbeits­
gruppe mit der Aufgabe eingesetzt , einen neuen Plan
zur Kontrolle der Produktion und der Marktanteile
auszuarbeiten . Die Gruppe erstellte einen Bericht ,
doch blieben einige Differenzen bestehen, mit denen
die „Staatschefs" in einer Sitzung, die am 17. Septem­
ber 1976 in Zürich stattfand , befaßt wurden .

( 10) Der Vorsitzende der Arbeitsgruppe legte für diese
Sitzung einen Kompromißplan vor, in dem er ein
neues Mengenkontrollsystem mit Wirkung vom
1 . April 1977 vorschlug . Die Quoten bzw. „Soll­
Marktanteile" wurden auf der Grundlage der „zuge­
wiesenen Kapazität" jedes Herstellers berechnet , einer
fiktiven Zahl , die durch eine Formel ermittelt wurde ,
welche die Schaffung neuer Kapazitäten nach Mitte
1974 bestraft .

Er schlug außerdem allgemeine Regeln für künftige
Preisinitiativen vor, falls man sich auf ein Mengen­
kontrollsystem einigen würde . Es sollte ein „europäi­
scher" Preis mit nur wenigen oder keinen Unterschie­
den zwischen den einzelnen Ländern erzielt werden,

2 . Das System der regelmäßigen Sitzungen

( 12 ) Mehrere Hersteller behaupten, daß die Pläne von
1976 nie durchgeführt wurden , doch wird diese
Behauptung durch das von der Kommission sicherge­
stellte Beweismaterial widerlegt.

(') Es handelte sich jedoch um Unifos , ein von Union Carbide und
Kemanobel 1961 zu gleichen Teilen errichtetes Joint Venture ,
dessen Teilnahme an den Sitzungen nachgewiesen werden
konnte. Andere LDPE herstellende Gesellschaften der Union
Carbide wurden 1978 an BP verkauft , und aufgrund der
Verordnung (EWG) Nr. 2988 /74 wurde kein Verfahren gegen
Union Carbide eröffnet .
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Es wurden Sitzungen auf zwei Ebenen eingeführt :
einmal auf der Ebene der „Chefs" bzw. „Direktoren"
(der Begriff der „Staatschefs" wurde offensichtlich
fallengelassen ), die die allgemeine Strategie festlegten ,
und dann auf der Ebene der „Experten", die die
Durchführung dieser Strategie im einzelnen über­
wachten . Ein solches System war vom Vorsitzenden
der Arbeitsgruppe vorgeschlagen worden .

Das genaue Datum, an dem die Sitzungen begannen ,
ist jedoch nicht bekannt . Nach Angaben der ICI vom
5 . Juni 1 984 aufgrund von Artikel 1 1 der Verordnung
Nr . 17 begannen die LDPE-Hersteller Mitte der
siebziger Jahre und „wahrscheinlich etwa 1979" mit
den Sitzungen , wobei diese Sitzungen zweimal monat­
lich stattfanden und „verschiedene Managementebe­
nen teilnahmen". Einige Unternehmen behaupten ,
daß es keinen Beweis dafür gibt , daß derartige Sitzun­
gen vor 1979 oder sogar später stattgefunden haben .
Die Erklärungen der ICI , daß die Sitzungen „Mitte der
siebziger Jahre" begonnen haben, lassen sich jedoch
nicht in Frage stellen , auch wenn Einzelheiten nicht
verfügbar sind . In der Zeit bis 1979 kam es zu
„Preisinitiativen", was darauf hinweist , daß der Plan
tatsächlich in die Praxis umgesetzt wurde . Aus einem
bei Exxon gefundenen Vermerk ergibt sich nämlich ,
daß ICI bereits im Januar -1977 versucht hat , Exxon
für einen Preisanstieg auf 1,53 DM/kg ab 1 . Februar
zu gewinnen (das Preisziel von 1,70 DM/kg ab
1 . Oktober 1976 wurde vermutlich nicht erreicht). Im
Exxon-Vermerk wird auf Sitzungen der LDPE-Indu­
strie Bezug genommen , die „offenbar in den vergan­
genen Monaten häufig stattgefunden haben , um zu
versuchen , ein „System" einzuführen , mit dem erheb­
liche Preiserhöhungen ermöglicht werden" und außer­
dem „geplante Mengenaktionen" betrafen . Andere
„lokale Sitzungen" der LDPE-Hersteller des Vereinig­
ten Königreichs begannen 1976 . ICI nannte in ihrer
Antwort die Unternehmen, die mindestens an einigen
„internationalen" Sitzungen teilnahmen : ATO (Vor­
gängerin Atochem), BASF, Bayer , BP, CDF, Danubia ,
DOW, DSM, Enichem, Enpetrol , ICI , Neste Oy ,
Hoechst , Norpolefin , Montedison , Saeta und Unifös
(von Neste Oy 1985 erworben) ( 1 ).

Die Teilnehmerliste wurde weitgehend von DSM
bestätigt , die ATO , BASF , CDF, DOW, DSM, ICI ,
Montedison , Enichem, Pekema (seit 1978 zur Neste­
Oy-Gruppe gehörig ) und Saga nannte .

( 13 ) Die „Chef"-Sitzungen fanden monatlich statt , wäh­
rend sich die technischen „Experten" zwischen diesen
Sitzungen mehrmals trafen .

Anfang 1982 hat sich anscheinend die Frage gestellt ,
ob weiterhin „Experten"-Sitzungen stattfinden soll­
ten .

Es wurde von den „Direktoren" auf ihrer Sitzung am
20. Januar 1982 beschlossen, daß die „Experten"-Sit­
zungen wegen ihres „tatsächlichen Nutzens" weiterhin
stattfinden . Die Experten (so steht es im Sitzungsver­
merk) seien nicht in der Lage , die von den Direktoren
vereinbarte Politik zu ändern , sollten aber die Einzel­
heiten für die Durchführung dieser Politik festlegen .

( 14) Doch wurden nur zwei ausführliche Berichte über
Angelegenheiten gefunden , die während der Sitzungen
beschlossen oder besprochen wurden . Beide Berichte
wurden im Laufe von Nachprüfungen im Januar 1 987
bei Repsol gefunden .

Dabei handelt es sich zunächst um einen detaillierten
Bericht der Direktoren-Sitzung, die am 20 . Januar
1982 in Zürich stattfand , und dann um einen Bericht
über eine Experten-Sitzung, die am 10 . Mai 1982 in
Mailand abgehalten wurde .

In dem Bericht über die Direktoren-Sitzung vom
20. Januar 1982 steht ein Zeitplan dieser Sitzungen
auf höherer Ebene bis Ende des Jahres unter Angabe
der Unternehmen, die mit der Veranstaltung jeder
einzelnen Sitzung beauftragt sind: genannt werden
ATO, BASF , CDF , DOW, Enoxy ( später eine Abtei­
lung von Enichem), ICI , Montedison , Chemie Linz ,
Pekema , Unifos und „die spanischen Hersteller" als
Veranstalter künftiger Sitzungen (Pekema gehörte
bereits zu Neste Oy , und Unifos wurde später von der
Neste-Gruppe übernommen).

Die neun Teilnehmer an der Expertensitzung vom 10 .
Mai 1982 waren ATO , BASF, CDF, DOW, Enoxy,
ICI , Montepolimeri (eine Gesellschaft des Montedi­
son-Konzerns), Repsol und Chemie Linz .

EinemVermerk über eine Sitzung zwischen DOW und
Repsol am 30 . Oktober 1984 in Zürich zufolge sollten
sich acht LDPE-Hersteller am 13 . November 1984 zu
einer wahrscheinlich „letzten Sitzung" treffen : ATO ,
BASF (mit Fragezeichen), Bayer, CDF, DOW, DSM ,
Enichem und Pekema . Auch Repsol wurde offiziell
eingeladen . Es ist nicht bekannt , ob diese Sitzung
tatsächlich stattgefunden hat . Das Dokument ist
jedoch insofern von Bedeutung, als es unabhängig von
der Frage , ob diese Sitzung tatsächlich stattfand oder
nicht , ein Beweis dafür ist , daß die genannten Herstel­
ler an einer Absprache beteiligt waren .

( 15 ) Trotz des eindeutigen Beweismaterials , was ihre Teil­
nahme an den Sitzungen betrifft , haben fast alle
Unternehmen, zumindest bis zu einer fortgeschritte­
nen Phase des Verfahrens , irgendeine Kenntnis von
diesen Dingen bestritten oder es aus verschiedenen
Gründen abgelehnt , den Aufforderungen und Ent­
scheidungen der Kommission gemäß Artikel 1 1
Absatz 5 der Verordnung Nr. 17 nachzukommen .

Von den Unternehmen, an die diese Entscheidung
gerichtet ist , können nur Shell und Monsanto als

(') Enpetrol war die Muttergesellschaft von Repsol , und Saeta war
ein anderer spanischer Hersteller . Danubia war seinerzeit eine
Produktionsgesellschaft , die zu gleichen Teilen der Chemie Linz
und der BASF gehörte . Norpolefin war das Produktionsunter­
nehmen der Saga /Petroleum, die später in Statoil umfirmierte .
Es ist merkwürdig , daß ICI zwei Produktionsgesellschaften
(Danubia und Norpolefin ) ohne Verkaufsfunktion nennt , aber
es liegen viele andere Beweise dafür vor, daß sowohl Chemie Linz
als auch Saga als autonome Gesellschaften an den Sitzungen
teilnahmen .
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Teilnehmer an dem System der „internationalen"
Sitzungen nicht identifiziert werden .

Shell nahm an Plenarsitzungen nicht teil , gibt aber zu ,
daß „gelegentlich" Telefongespräche über ihre Ver­
käufe mit ICI stattfanden und ihre Vertriebsgesell­
schaft im Vereinigten Königreich ab 1977 an örtlichen
Sitzungen teilnahm .

Auch Monsanto wohnte Sitzungen im Vereinigten
Königreich auf nationaler Ebene bei , ebenso wie BP ,
die außerdem ihre Teilnahme an zwei „internationa­
len" Sitzungen im Jahre 1980 und andere Kontakte zu
Wettbewerbern zugibt , dafür aber bestreitet , daß
diese internationalen Sitzungen oder Kontakte irgend­
welche wettbewerbsbeschränkenden Vereinbarungen
betrafen .

Im Vereinigten Königreich fanden örtliche Sitzungen
seit 1976 statt . An ihnen nahmen ursprünglich ICI ,
Shell Chemicals (UK) Ltd , BXL (die BP 1978 von
Union Carbide übernahm und die danach unter dem
Namen BP Chemicals Ltd firmierte) und Monsanto
teil . Ab 1980 kamen zu den örtlichen Herstellern
Importeure hinzu , deren Identität aber nicht bekannt
ist . Nach Angaben von BP nahm Monsanto etwa ab
1980 nicht mehr an den Sitzungen teil .

Repsol stand in engem Kontakt zu anderen spanischen
Herstellern , einschließlich zu DOWs spanischer
Tochtergesellschaft und auch zu DOWs europäi­
schem Geschäftssitz in Zürich .

Der einzige andere Hinweis auf lokale Sitzungen , der
in den Dokumenten zu finden ist , betrifft Italien . Nach
einem Repsol-Vermerk über die Sitzung, die im Mai
1982 in Mailand stattfand , fanden diese Sitzungen
seinerzeit wöchentlich statt .

Es ist nicht bekannt , ob gegenwärtig keine Sitzungen
mehr stattfinden . In der Fachpresse ist immer noch
von Preisinitiativen zu lesen . Die meisten europäi­
schen LDPE-Hersteller waren im November 1984 ,
also ein Jahr nach Eröffnung der Nachprüfungen
durch die Kommission, immer noch an irgendeiner
Absprache beteiligt . Noch im Dezember 1985 führte
ein leitender Angestellter von Enichem ein Telefonge­
spräch mit Exxon , um mitzuteilen : „Die Polyethy­
lenindustrie versucht , ab 1 . Februar 2 DM/ kg zu
verlangen , und ich wollte , daß Sie es wissen ." Die Art ,
wie dies Exxon mitgeteilt wurde, ist ein Hinweis
dafür, daß weiterhin irgendeine Form der Absprache
unter anderen Herstellern bestand .

Diese Behauptungen werden durch das von der Kom­
mission gefundene Beweismaterial eindeutig wider­
legt . Die Planungsdokumente von 1976 zeigen , daß
man sich in den Chefsitzungen, die damals bereits
veranstaltet wurden , mit konzertierten Preisinitiati­
ven befaßte . Die „Experten"-Sitzungen , die geplant
waren , sollten dazu dienen, die Durchführung der auf
Chefebene vereinbarten Pläne im einzelnen zu über­
wachen .

Obwohl Protokolle über die Sitzungen , die danach
stattfanden , fehlen , darf die Kommission mit Recht
annehmen, daß ihr Zweck und Gegenstand der in den
Berichten der Arbeitsgruppe dargelegten Absicht ent­
sprach .

Im ersten Stadium der Nachprüfungen in den Jahren
1983 und 1984 behaupteten DSM und ICI steif und
fest , daß keine Sitzungsprotokolle vorlägen , und mit
Ausnahme von Repsol (wo die Kommission im Jahre
1987 Sitzungsvermerke entdeckte) waren alle Unter­
nehmen , an die diese Entscheidung gerichtet ist ,
weder in der Lage noch bereit , Unterlagen über
Sitzungen vorzulegen .

Was den Gegenstand und Zweck der Sitzungen betraf,
so braucht sich die Kommission aber nicht allein auf
Indizienbeweise zu stützen . Die ausführlichen Ver­
merke zweier Sitzungen, die bei Repsol gefunden
wurden , beweisen eindeutig , daß es in diesen Sitzun­
gen a) um die Festsetzung von Zielpreisen , die Koor­
dinierung der Verkaufspreise und die Verwaltung
eines Quoten- bzw. Mengenkontrollsystems ging und
daß b) diese Sitzungen sich in ein regelrechtes System
zweimonatlicher Sitzungen einfügten .

Der wettbewerbsbeschränkende Zweck der Sitzungen
wird in einer Unterlage vom 4 . Juli 1983 bestätigt , die
bei DSM gefunden wurde und die Preisfestsetzung in
den „Chef"-Sitzungen im Jahre 1983 betrifft . Ebenso
wird in einem ICI-Dokument auf eine Sitzung hinge­
wiesen , die im August 1982 in Paris stattfand und in
der ein neuer Zielpreis für LDPE festgesetzt wurde.

( 17 ) Aus diesem Beweismaterial kann also geschlossen
werden, daß es in den „Chef"- und „Experten"-Sitzun­
gen um folgendes ging:
a ) Aushandlung jährlicher Absatzziele bzw . -quoten
für jeden Hersteller;

b ) Festsetzung von „Zielpreisen", d . h . Bestimmung
des Niveaus , auf das die Hersteller die Marktprei­
se für LDPE mit Hilfe einer konzertierten „Preis­
initiative" und einer Liste der Preise in allen
anderen Währungen zu erhöhen versuchen wür­
den ;.

c) Vereinbarung von Maßnahmen, um die Durch­
führung der konzertierten Preisinitiativen zu
unterstützen ;

d ) Überwachung der Durchführung des Quoten­
systems oder irgendwelcher Mengenkontrollsy­
steme und des Vorankommens der vereinbarten
Preisinitiativen .

3 . Gegenstand und Zweck der Sitzungen

( 16 ) Mehrere Hersteller behaupten (allerdings ohne Ver­
merke oder Protokolle zum Beweis ihrer Argumente
vorzulegen), daß es in den Sitzungen lediglich um die
Erörterung derart allgemeiner Probleme ging, daß
Wettbewerbsbeschränkungen überhaupt nicht mög­
lich gewesen wären . Andere wiederum behaupten ,
daß zwar manchmal vage Vorschläge für eine konzer­
tierte Preis- und Quotenaktion gemacht wurden , diese
aber niemals durchgeführt wurden .
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werden wie gewöhnlich (bis auf weiteres ) vorbehalt­
lich einer Sicherheitsmarge von 10% zugeteilt" (Über­
setzung aus dem Spanischen). (Die 10%-Marge war
vermutlich ein Kompromiß, der infolge von Mei­
nungsverschiedenheiten über eine endgültige Quoten­
regelung zustande kam). In der späteren „Exper­
ten-Sitzung vom 10. Mai 1982 tauschten die neuen
Sitzungsteilnehmer Angaben über ihre Verkaufsschät­
zung für die beiden Vormonate aus . Ihr Gesamtabsatz
wurde mit den Fides-Gesamtzahlen verglichen . Dieser
Austausch fand mit Sicherheit aufgrund irgendeiner
Mengenkontrolle statt .

Das wahrscheinliche Bestehen einer Mengenkontroll­
regelung im Jahre 1984 wird durch ein Dokument
nachgewiesen, das bei CDF gefunden wurde und in
dem davon die Rede ist , i ) die tatsächlichen Verkäufe
jedes Herstellers vonJanuar bis Oktober 1 984 mit den
Verkäufen während desselben Zeitraums im Jahre
1983 zu vergleichen und ii ) die Gesamtdaten mit den
Fides-Gesamtstatistiken für die betreffenden Zeiträu­
me in Einklang zu bringen . (Der Vergleich mit den
Fides-Gesamtdaten ist eine Kontrolle , um festzustel­
len , ob die von den Herstellern angegebenen Ver­
kaufszahlen richtig sind und ist eine Folge des im
Planungsdokument von 1976 enthaltenen Hinweises ,
Fides als ein „Hilfsmittel" zu verwenden .) CDF
behauptet , die Herkunft des Dokumentes nicht fest­
stellen oder irgendwelche anderen diesbezüglichen
Auskünfte erteilen zu können .

4 . Quotenregelungen

( 18 ) Der Vorsitzende der Arbeitsgruppe schlug im Septem­
ber 1976 eine Kompromißregelung für die Absatzkon­
trolle vor, um den Markt unter den Herstellern
entsprechend der ihnen „zugewiesenen" Kapazität
aufzuteilen , bei deren Berechnung 25% , 50% bzw.
75% der nach Mitte Juli 1974 zu verschiedenen
Zeitpunkten geschaffenen neuen Kapazitäten abgezo­
gen wurden. Es hat den Anschein , daß den Begrün­
dern dieser neuen Kapazitäten das Problem der Über­
kapazität angelastet wurde.

Nach den Antworten von DSM und ICI auf Entschei­
dungen nach Artikel 11 im Jahre 1984 handelte es sich
hier lediglich um einen Vorschlag, der niemals in die
Praxis umgesetzt wurde .

( 19 ) Unterlagen , die später bei Repsol gefunden wurden
(aber wahrscheinlich von ICI stammten), zeigen
jedoch , daß für 1980 für jeden Hersteller Verkaufs­
ziele vereinbart worden waren, die sich auf die in dem
ursprünglichen Vorschlag von 1976 vorgeschlagene
Formel der „zugewiesenen Kapazität" stützten . Bei der
Zuweisung der Ziele wurden neu geschaffene Kapazi­
täten aufgrund einer „vereinbarten Formel" berück­
sichtigt , doch wurde jeder Quotenzuwachs infolge
neuer Kapazitäten auf das voraussichtliche Markt­
wachstum heruntergeschraubt.

Für 1981 wurde eine Änderung der nach den „verein­
barten Verfahren" berechneten Ziele vorgeschlagen ,
um der geringen Nachfrage Rechnung zu tragen .
Aufgrund der angewandten Formel hätten die „Ziele"
insgesamt 4,27 Millionen Tonnen ausgemacht . Die
Gesamtnachfrage für 1981 wurde jedoch auf nur
3,65 Millionen Tonnen geschätzt . Während es ( auf­
grund eines bei ICI gefundenen Dokuments) den
Anschein hat , daß im April 1981 noch immer keine
endgültige Vereinbarung über die Quoten für das
laufende Jahr vorlag, gab es Ende 1981 mit Sicherheit
eine Mengenkontrolle und Mengenberichterstattung
in Verbindung mit Monats- und Jahresquoten und
Vorausschätzungen der monatlichen Verkäufe jedes
einzelnen Herstellers (Vermerke der Chefsitzungen
vom 20 . Januar 1982). Im Laufe des Jahres 1981
wurde außerdem eine „Ausgleichs"-Regelung vorge­
schlagen, um diejenigen Hersteller zu bestrafen, die
ihre monatlichen Quoten überschritten . Es ist jedoch
fraglich , ob diese Regelung je angewandt wurde . Die
Kommission entdeckte bei Repsol außerdem Unterla­
gen , in denen auf eine für 1982 vorgeschlagene
„Friedensformel" verwiesen wird , wobei bestimmte
prozentuale Quoten für jeden Hersteller aufgrund der
tatsächlichen Verkäufe im Jahre 1981 genannt wer­
den ( x ).

1982 wurde wiederum eine Quotenregelung ange­
wandt . In den Vermerken der Chef-Sitzungen vom
20 . Januar 1982 steht : „Die monatlichen Quoten

5 . Zielpreise

(20) Eine der Hauptaufgaben der regelmäßigen Hersteller­
sitzungen bestand darin , einen Zielpreis für LDPE
festzusetzen und dann eine „Initiative" zu koordinie­
ren , um sicherzustellen , daß der Preis an einem
bestimmten Datum durchgesetzt wird .

Preisinitiativen , die vor September 1976 versucht
wurden, hatten nur teilweise Erfolg, und mit dem
neuen Vorschlag wurde versucht , das bestehende
System in Verbindung mit regelmäßigen Preisinitiati­
ven und einer ständigen Mengenkontrolle zu verstär­
ken .

Die der Kommission vorliegenden Unterlagen zeigen ,
daß die „Chefs" über die Strategie künftiger Preis­
initiativen entscheiden , während es den LDPE-Pro­
duktmanagern in den „Experten"-Sitzungen überlas­
sen wird , Einzelheiten dieser Initiativen auszuarbei­
ten .

(21 ) Aus dem Repsol-Vermerk der „Experten"-Sitzung, die
am 10 . Mai 1982 in Mailand stattfand , geht zum
Beispiel hervor , daß für Juni ursprünglich 2,00 DM/
kg als Ziel vereinbart wurde, DOW aber infolge einer
Preiserhöhung bei Äthylen eine Anhebung auf 2,05
DM/kg vorschlug . Auf dieser Sitzung berichteten die
Teilnehmer , die zunächst Informationen über ihre
voraussichtlichen Verkäufe in den bevorstehenden
zwei Monaten ausgetauscht hatten , über die allgemei­
ne Preistendenz auf den nationalen Märkten und die
von jedem Hersteller praktizierten Einzelpreise .

(') Anscheinend galt Spanien im Rahmen des Quotensystems als
„Sonderfall". In den Unterlagen wird auf eine „in — out"-Ver­
einbarung für Spanien in Verbindung mit Quoten Bezug genom­
men , doch sind weitere Einzelheiten nicht bekannt .
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Das bei DSM entdeckte Dokument vom 4 . Juli 1983
gibt ebenfalls Einblick in die Art und Weise , wie
Preisinitiativen geplant wurden . Während der letzten
„Chef-Sitzung ( am 15 . Juni 1983 in Helsinki ) wurde
für September 1983 ein Preisniveau von 2,00 bis 2,05
DM (') vorgesehen , während die Augustpreise auf
dem Juliniveau bleiben sollten . Im DSM-Vermerk
werden die Kontakte beschrieben , die anschließend zu
BASF aufgenommen wurden , und es wird zu verste­
hen gegeben, daß DSM den Vorschlag unterstützen
dürfte , den BASF wahrscheinlich während der
„Chef" -Sitzung im Juli 1983 machen würde, um die
für den 1 . September geplante Preisinitiative um einen
Monat vorzuziehen .

Das Planungsdokument von 1976 und die bei Alcu­
dia gefundenen Sitzungsvermerke zeigen , daß der
DM-Preis als „Europäischer" Zielpreis verwendet und
die entsprechenden Preise in die einzelnen nationalen
Währungen umgerechnet werden sollten .

(22 ) Die Kommission forderte die Unternehmen im vorlie­
genden Fall auf, alle Unterlagen yorzulegen, aus
denen die internen Preisvorstellungen, die Preislisten
oder Preisanweisungen an die nationalen Verkaufsab­
teilungen ersichtlich werden . Die meisten Unterneh­
men behaupteten , daß derartige Unterlagen routine­
mäßig vernichtet wurden oder daß es solche nie
gegeben habe, da alle Preisanweisungen telefonisch
erteilt würden . Andere wiederum behaupteten, daß
alle Preisbeschlüsse aufKundenbasis erfolgten und nie
eine allgemeine Politik definiert wurde . Die Kommis­
sion glaubt nicht , daß die Unternehmen in einem so
preisanfälligen Sektor keine spezifischen Preisvorstel­
lungen oder keine diesbezüglichen schriftlichen
Berichte hatten, zumal die wenigen Unternehmen , bei
denen im November 1983 Nachprüfungen durchge­
führt wurden , sehr umfangreiche Unterlagen hierüber
hatten .

Daher war es nicht möglich , die internen Preisziele
sämtlicher Hersteller mit den bekannten Zielpreisen
zu vergleichen .

(23 ) Obwohl bei den meisten Herstellern Unterlagen über
deren PreisvorStellungen fehlen , konnte die Kommis­
sion dennoch über 20 „Preisinitiativen" für LDPE
während des von dieser Entscheidung erfaßten Zeit­
raums nachweisen .

In der Fachpresse wird in regelmäßigen Abständen
von periodisch wiederkehrenden Initiativen der Indu­
strie zur Anhebung des europäischen Preises auf ein
bestimmtes „Zielniveau" berichtet . In diesen Berich­
ten werden die herrschenden Marktbedingungen
beschrieben und der neue „Zielpreis" sowie das
Datum, an dem die Erhöhungen wirksam werden , fast
ausnahmslos genannt .

Die Berichte der Fachpresse über einen bestimmten
Preisschub oder eine bestimmte „Preisinitiative"
stimmten mit den Angaben in den Unterlagen derje­

nigen Hersteller überein , für die Preisverzeichnisse
vorliegen . Demzufolge wurden von der Industrie ein
bestimmtes „Ziel" gesetzt und eine konzertierte
Aktion zur Verwirklichung dieses Ziels geplant .

( 24 ) Die Kommission konnte jedoch von mehreren Unter­
nehmen für den von dieser Entscheidung erfaßten
Zeitraum Unterlagen über Preise erhalten , unter ande­
rem von ICI und DSM für die Zeit vor Oktober 1983
und in geringerem Umfang von DOW.

Diese drei Hersteller nahmen an den internationalen
„Chef"- und „Experten"-Sitzungen teil .

Die internen Preislisten dieser drei Hersteller wären an
sich ein starkes Indiz einer Absprache , auch wenn
nicht bekannt wäre , daß sie an Sitzungen teilgenom­
men haben . Aus diesen Unterlagen geht hervor , daß
identische Listenpreise bestanden haben , die am sel­
ben Tag in Kraft treten sollten . In mehreren Fällen
stimmen die Listenpreise von ICI , DSM und DOW—
für A~ und B-Kunden in jeder nationalen Währung —
nicht nur hinsichtlich der Marktpreise überein , son­
dern auch hinsichtlich der genauen Ordnung, in der
sie genannt werden .

Diese identischen Preislisten stehen nachweislich in
einem engen zeitlichen Zusammenhang mit den Sit­
zungen , und in einigen Fällen (z . B. DSM-Vermerk
vom 4 . Juli 1983 ) wird ein ausdrücklicher Zusammen­
hang zwischen den Sitzungen und der Einführung
neuer Listenpreise hergestellt .

Die Kommission kann angesichts des nahezu völligen
Fehlens von Preisunterlagen der Hersteller nicht nach­
weisen , daß sämtliche Hersteller gleichzeitig identi­
sche Preislisten einführten oder gar die „europäischen"
DM-Zielpreise anwandten. Daß eine Beziehung zwi­
schen den konzertierten Preisinitiativen und dem
System der Sitzungen , an denen fast alle Hersteller
teilnahmen , eine Beziehung bestand, kann jedoch
eindeutig nachgewiesen werden .

( 25 ) Die Hersteller bestreiten zwar nicht , daß industriewei­
te Preisinitiativen stattgefunden haben . Die meisten
behaupten jedoch , daß diese Initiativen nicht die Folge
einer konzertierten Aktion , sondern eine spontane
und selbständige Reaktion auf die Preisführung in
einem oligopolistischen Markt waren . Sie schreiben
das parallele Preisverhalten derWirtschaftstheorie der
„barometrischen Preisführung" zu , welche besagt ,
daß der eine oder andere größereHersteller einen Preis
festsetzt , der sich bei einem vollen Wettbewerb auf
jeden Fall entwickeln würde und dann von den
anderen befolgt wird , ohne daß es irgendwelcher
unzulässigen Verbindungen bedarf.

Um die Überzeugungskraft derartiger Argumente zu
akzeptieren , müßte die Kommission das beachtliche
Beweismaterial ignorieren , das folgende Punkte
betrifft : i ) der in den Planungsdokumenten von 1976
genannte Zweck der „Chef"- und „Experten"-Sitzun­
gen ; ii ) der bei Repsol gefundene ausführliche Sit­
zungsvermerk sowie der DSM-Vermerk vom 4 . Juli(') Das sind die Ziele für die „Au- bzw. „B"-Kunden .
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(27 ) Wie aus Tabelle 1 ersichtlich , bestanden die Initiati­
ven häufig in einer Erhöhung der Preise . Kunden
wurden gewöhnlich bekannte „Ziel- oder Bezugsprei­
se" auf dem Markt mitgeteilt . Obwohl einzelnen
Kunden besondere Bedingungen oder Rabatte einge­
räumt werden konnten , bedeutete die Festsetzung
eines bestimmten Zielpreises unweigerlich , daß die
Verhandlungsmöglichkeiten für die Kunden einge­
schränkt wurden .

1983 ; iii ) die Teilnahme fast aller LDPE-Hersteller an
den Sitzungen; iv) die bei mehreren Herstellern gefun­
denen identischen Preislisten ; v ) der Wortlaut der
internen Berichte der Hersteller , der unbedingt darauf
schließen läßt , daß die Preisinitiativen Teil eines
konzertierten Plans waren .

Angesichts ihrer Teilnahme an den Sitzungen ist es
müßig , wenn die Hersteller (wie manche es tun)
behaupten , daß sie in Wirtschaftszeitungen von
bevorstehenden Preisinitiativen hörten und beschlos­
sen , diese zu unterstützen .

C. Der Nachweis für das Bestehen des Kartells und
die Beteiligung der einzelnen Hersteller

6 . Preisimtiativen

( 26 ) Die insbesondere von DSM, DOW und ICI verfügba­
ren Preisunterlagen zeigen , daß anläßlich von Preis­
initiativen Listenpreise gleichzeitig und in gleicher
Weise erhöht wurden . Die lokalen Verkaufsabteilun­
gen wurden streng angewiesen , weder unter Listen­
preis zu verkaufen noch Bestellungen zuzulassen , die
von einem Monat auf den nächsten übergreifen , um
sich auf diese Weise die alten Preise zu sichern .
Kunden, die versuchten , lange vor einer Preisinitiative
einzukaufen , sollten auf diese Weise entmutigt wer­
den. Zur Unterstützung dieser Initiativen wurden
Mengenbeschränkungsregelungen angewandt.

Die Kommission weiß jedoch , daß trotz der Bemühun­
gen der Hersteller , eine gemeinsame Preisdisziplin zu
gewährleisten , die abgesprochenen Preisinitiativen im
LDPE-Sektor häufig nur gemischten Erfolg hatten
und manchmal völlig gescheitert sind .

Die Differenz zwischen den „Listenpreisen" und den
geltenden „Marktpreisen" kann auf verschiedene Fak­
toren zurückzuführen sein . In einigen Fällen tätigten
Abnehmer in großem Umfang Käufe zum alten Preis ,
um den erwarteten oder angekündigten Preisinitiati­
ven zuvorzukommen . Einige Hersteller wendeten die
neuen Listen auf bestimmten einzelstaatlichen Märk­
ten unter Umständen verspätet an , andere boten
ausgewählten Kunden möglicherweise Rabatte oder
Preisnachlässe , und wieder andere versuchten viel­
leicht, einen Mittelweg zu finden zwischen einer
Anhebung der Preise auf das Zielniveau und der
Beibehaltung ihrer Marktanteile . Niedrigere Preise
auf einem einzelstaatlichen Markt können sich auch
negativ auf einen Nachbarmarkt auswirken. So wur­
den vor allem durch den dramatischen Nachfrage­
rückgang 1981 konzertierte Preisinitiativen er­
schwert .

Es ist auch zutreffend , daß eine Reihe der an den
Sitzungen teilnehmenden Hersteller von anderen
Herstellern auf einigen Märkten als „aggressiv" oder
„zerstörerisch" bezeichnet wurden . Diese anderen
Hersteller betrachteten sich selbst als starke Verteidi­
ger von Preisinitiativen und waren bereit , zur Durch­
setzung einer Preiserhöhung Einbußen des Auftrags­
volumens hinzunehmen . (Preisunterbietungen wur­
den erörtert , wie die „Repsol-Mitteilung" der Sitzung
von Mailand zeigt .)

1 . Die „Hauptbeweise" für das Bestehen des Kar­
tells

(28 ) Die in diesem Fall vorliegende Zuwiderhandlung
zeichnet sich dadurch aus , daß jegliche Entscheidung
weitgehend auf Indizienbeweise gestützt werden muß.
Das Bestehen eines eine Zuwiderhandlung gemäß
Artikel 85 darstellenden Sachverhalts wird möglicher­
weise , zumindest teilweise , durch eine logische Ablei­
tung aus anderen bewiesenen Fakten zu belegen
sein .

Außer den Indizienbeweisen hat sich die Kommission
im vorliegenden Fall jedoch auch wesentliches unmit­
telbares Beweismaterial in Forin von Unterlagen über
den betreffenden Sachverhalt beschafft . Die Frage , ob
eine Zuwiderhandlung gegen Artikel 85 vorliegt , muß
untersucht werden im Hinblick auf (unter ande­
rem):

a ) den in den Unterlagen der Arbeitsgruppe von
1976 ausführlich erläuterten Vorschlag für einen
neuen Mechanismus zur Preisfestsetzung und
Mengenkontrolle , der im Rahmen eines Doppel­
systems regelmäßiger Sitzungen verwaltet werden
soll ;

b ) das Bestehen einer Sitzungsregelung, die im
wesentlichen mit dem dargelegten Plan überein­
stimmt ;

c) den Zweck und den Gegenstand mehrerer Sitzun­
gen, wie aus den bei Repsol , DSM und ICI
aufgefundenen Unterlagen hervorgeht ;

d ) die nachweisliche Teilnahme der meisten Unter­
nehmen, an die sich diese Entscheidung richtet , an
den genannten Sitzungen ;

e) die Unterlagen über die Marktaufteilungs- und
Mengenkontrollregelung der genannten Art , die
in den Planungsdokumenten aus dem Jahre 1976
vorgesehen wurden;

f) das Phänomen einheitlicher Preiserhöhungen in
der Zeit , in der die Unternehmen regelmäßig
Sitzungen abhielten .

(29 ) Während der Verwaltungsverfahren haben die Unter­
nehmen versucht , die einzelnen Beweispunkte ge­
trennt voneinander zu behandeln . Sie behaupteten
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zum Beispiel , es liege kein Beweis dafür vor , daß der
Plan aus dem Jahre 1976 je durchgeführt wurde , daß
nicht nachgewiesen sei , daß es in den Sitzungen um
Absprachen ging , daß nicht belegt sei , daß „Preisin­
itiativen" mit den Sitzungen in Verbindung stünden .
Für jeden einzelnen Beweispunkt werden Hypothesen
angeführt , die ( laut Aussage der Unternehmen ) mit
dem Nichtbestehen eines Kartells oder der Nichtbetei­
ligung des betreffenden einzelnen Herstellers in Ein­
klang stehen . In vielen Fällen stehen die von den
Unternehmen bezüglich eines bestimmten Dokuments
angeführten Argumente jedoch im Widerspruch zu
dem Wortlaut des Dokuments selbst .

Die Kommission vertritt die Auffassung, daß die
direkten und aus den Umständen abgeleiteten Beweise
im vorliegenden Fall zusammen zu berücksichtigen
sind . Insbesondere kann das System regelmäßiger
Sitzungen nicht getrennt von dem 1976 vorgeschlage­
nen Gesamtplan gesehen werden, und die Preisin­
itiativen können nicht unabhängig vom Bestehen der
Sitzungen berücksichtigt werden . Die verhältnismäßig
wenigen Sitzungen, die durch Unterlagen belegt sind ,
können als typisches Beispiel für die anderen Sitzun­
gen angesehen werden . Unter Berücksichtigung dieser
Erwägungen verstärken die einzelnen Beweismittel
einander hinsichtlich des betreffenden Sachverhalts
und führen zu der Schlußfolgerung, daß auf dem
LDPE-Markt ein Marktaufteilungs- und Preisfestset­
zungskartell bestand .

Im vorliegenden Fall wird mit den Hauptbeweisen
nicht nur das Bestehen einer gemeinsamen Regelung
nachgewiesen , sondern auch alle Teilnehmer an dem
Kartell werden darin aufgeführt. Fast alle Unterneh­
men wurden in den Unterlagen der Arbeitsgruppe aus
dem Jahre 1976 namentlich genannt , und DSM und
ICI verwiesen auf die meisten Sitzungsteilnehmer .
Bestätigt wird dieses Beweismaterial durch die bei den
Untersuchungen im Jahre 1987, insbesondere bei
Repsol , erlangten Unterlagen . Die meisten Hersteller
waren an dem System regelmäßiger Sitzungen betei­
ligt ; es handelt sich um: Atochem, BASF, Bayer , CDF ,
Chemie Linz ( jetzt Chemie Holding), DOW, DSM,
Enichem (bzw. Enoxy), ICI , Montedison , Repsol
selbst , Pekema und Unifos (die beiden letztgenannten
sind nun in Neste Oy zusammengeschlossen). Weitere
Hersteller — BP, Hoechst , Monsanto, Shell und Saga
( später Statoil ) — werden in den die Quoten betref­
fenden Dokumenten in einer Weise aufgeführt , die
zusammen mit anderen Beweisstücken (*) ihre Beteili­
gung an der Regelung bestätigt, wenn auch in einigen
Fällen in geringerem Maße als bei anderen Herstel­
lern .

( 31 ) Obwohl ein Kartell im Sinne von Artikel 85 der
Zusammenschluß der Teilnehmer zu einem gemeinsa­
men unerlaubten Zweck ist , so daß die Zuwiderhand­
lungen im wesentlichen in einer gemeinsamen Verhal­
tensweise besteht , für die die Unternehmen gemein­
sam die Verantwortung tragen , hat die Kommission
auch die von jedem Hersteller gespielte Rolle und die
Beweise für die Beteiligung der einzelnen Unterneh­
men an dem Kartell berücksichtigt . Den einzelnen
Herstellern wurden im Laufe des Verwaltungsverfah­
rens die näheren Angaben mitgeteilt .

Die Hersteller lassen sich in zwei große Gruppen
einteilen : diejenigen, die an den Sitzungen des Kartells
teilnahmen und diejenigen , die nur eine untergeord­
nete Rolle spielten .

Atochem, BASF, Bayer, CDF, Chemie Linz (jetzt
Chemie Holding), DOW, DSM, Enichem, Hoechst ,
ICI , Montedison , Pekema und Unifos (jetzt zu Neste
Oy zusammengeschlossen), Repsol und Saga ( jetzt
Statoil ) gehören zur ersten Gruppe, da sie alle an
Vollsitzungen teilnahmen. Außer bei Chemie Linz ,
Repsol und Saga war bei allen angedeutet worden ,
daß sie Mitglieder der „Sachverständigengruppe" im »
Jahre 1976 waren . Mit welcher Regelmäßigkeit die
einzelnen Hersteller an den Sitzungen teilnahmen ,
konnte nicht genau ermittelt werden , da die Unter­
nehmen die angeforderten Auskünfte verweigerten .

Da das Kartell ein über mehrere Jahre dauerndes
Unternehmen darstellte , ist die Tatsache , daß einige
Mitglieder möglicherweise an manchen Sitzungen

2 . Die Beteiligung der einzelnen Hersteller

( 30 ) Die Hauptbeweise für das Bestehen des Kartells sind
die Planungsdokumente aus dem Jahre 1976 , das
nachgewiesene System regelmäßiger Sitzungen zwi­
schen angeblichen Wettbewerbern sowie die Unter­
lagen über Quoten und Ausgleichsregelungen.

Hinsichtlich der praktischen Verwertbarkeit der
Beweise ist die Kommission der Auffassung, daß
neben dem Nachweis des Bestehens eines Kartells
durch überzeugende Beweise auch der Beweis dafür
erbracht werden muß, daß alle verdächtigten Teilneh­
mer der gemeinsamen Regelung tatsächlich beigetre­
ten waren . Dies bedeutet jedoch nicht , daß schrift­
liches Beweismaterial dafür erbracht werden muß,
daß jeder Teilnehmer an allen die Zuwiderhandlun­
gen darstellenden Sitzungen usw. teilnahmen. Es ist
höchst unwahrscheinlich , daß in einem Fall dieser Art
der auf Unterlagen gestützte Nachweis für jeden
Beteiligten erneut geführt wird . Auch werden die
einzelnen Beweisstücke nicht unbedingt alle Teilneh­
mer an dem Kartell namentlich aufführen . Im vorlie­
genden Fall war es wegen des Fehlens von Unterlagen
über die Preise nicht möglich , die tatsächliche Beteili­
gung aller Hersteller an abgestimmten Preisinitiativen
nachzuweisen . Die Kommission hat deshalb bei den
einzelnen verdächtigten Teilnehmern geprüft , ob aus­
reichend zuverlässige Beweise für ihre Beteiligung an
dem Kartell insgesamt vorliegen , anstatt nach Nach­
weisen über eine Teilnahme an den einzelnen Veran­
staltungen zu suchen .

(') Sowohl BP als auch Shell geben eine regelmäßige Beteiligung an
den örtlichen Sitzungen im Vereinigten Königreich zu . Es wurde
festgestellt , daß auch Monsanto an diesen Sitzungen teilnahm .
Hoechst leugnet seine Teilnahme an den Vollsitzungen nicht ,
und Statoil gibt weder zu noch bestreitet , daß Saga , das von DSM
als wahrscheinlicher Teilnehmer an den Sitzungen genannt
wurde , an den genannten Treffen teilnahm.
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nicht oder sogar insgesamt weniger häufig als andere
teilnahmen , jedenfalls nicht von praktischer Bedeu­
tung .

DSM behauptete zum Beispiel , zwischen Anfang 1981
und Mitte 1983 an keinen Sitzungen teilgenommen zu
haben . Sowohl die Unterlagen betreffend die Quoten
als auch seine eigenen Preisanweisungen verdeutlichen
jedoch , daß sich das Unternehmen in dieser Zeit
höchst aktiv an dem Kartell beteiligt haben muß.

Atochem, Bayer , CDF, DOW, DSM, Enichem,
Pekema und wahrscheinlich auch BASF planten noch
Ende November 1984 Sitzungen . Repsol , das mit
DOW in Verbindung stand , wurde ebenfalls eingela­
den . Da Montedison und Hoechst zu diesem Zeit­
punkt ihre LDPE-Tätigkeiten aufgegeben hatten und
das LDPE-Geschäft von ICI auf BP übertragen wor­
den war , war fast der gesamte Industriezweig noch in
die Absprachen verwickelt . Von den westeuropäi­
schen Herstellern sollten nur BP , Chemie Linz , ICI ,
Shell und Statoil nicht an der Sitzung vom 13 . No­
vember teilnehmen , und von ihnen war anscheinend
nur BP nicht mehr an irgendeiner Form von Informa­
tionsaustausch beteiligt ( in dem CDF-Schriftstück
über einen Vergleich zwischen 1983 und 1984 sind die
Verkäufe von BP und Exxon mit einem „E" gekenn­
zeichnet , das wahrscheinlich „Estimated" (ge­
schätzt ) (*) bedeutet .

Die Tatsache, daß bei den meisten Unternehmen , bei
denen 1987 erste Besuche stattfanden , keine internen
Preisunterlagen aufgefunden wurden, nimmt sie nicht
von diesem Aspekt des Kartells aus . Die Kommission
erkennt nicht an , daß diese Hersteller den Vertrieb
eines derart preisanfälligen Erzeugnisses ohne interne
Leitung ihrer Preispolitik durchgeführt haben kön­
nen . Das Maß an Verantwortung jedes Teilnehmers
hängt nicht von den Unterlagen ab , die zufällig oder
auf andere Weise bei dem betreffenden Unternehmen
aufgefunden werden, sondern eher von seiner Beteili­
gung an dem Kartell insgesamt . Die vorliegenden
Berichte über Sitzungen , an denen sie teilgenommen
haben , zeigen , daß es in diesen Sitzungen weitgehend
um Preisabsprachen ging , und das System der Men­
genkontrollen , an dem fast alle Hersteller nachweis­
lich beteiligt waren, kann keinesfalls getrennt von den
Preisinitiativen berücksichtigt werden.

( 32) Die Fälle BP, Shell und Monsanto müssen gesondert
geprüft werden . Bei ihnen läßt sich nur eine teilweise
Beteiligung an dem Kartell feststellen , und es stellt sich
die Frage , ob diese Beteiligung ausreichte , um ihnen
eine Zuwiderhandlung, wenn auch nur als unterge­
ordnete Teilnehmer , vorzuwerfen .

Die bloße Kenntnis vom Bestehen eines Kartells stellt
natürlich keine Beteiligung an der Zuwiderhandlung
dar . Steht ein Unternehmen andererseits in direkter
oder indirekter Verbindung zu dem Kartell und
schließt es sich der unrechtmäßigen Unternehmung

an , so kann es weiterhin an einer abgestimmten
Verhaltensweise beteiligt sein , auch wenn es in dem
Gesamtkartell keine Hauptrolle spielt .

BP , Shell und Monsanto wurden 1981 Quoten zuge­
wiesen , und sie werden auch in Verbindung mit der
„Friedensformel" für 1982 genannt . Sie behaupten,
daß die Erteilung von Quoten an ihre jeweiligen
Unternehmen nicht unbedingt bedeute , daß sie an
dem System selbst beteiligt waren . Ein Quotensystem
einführende Hersteller müßten die zu erwartenden
Verkäufe von Außenseitern berücksichtigen, um das
System funktionsfähig zu machen . Auch wenn sie ihre
Daten nicht monatlich übermittelten , so wurden ihre
aktuellen Verkaufszahlen für 1981 anscheinend doch
relativ pünktlich dem Kartell mitgeteilt .

Sowohl in den Schriftstücken von BP als auch von
Shell finden sich Hinweise darauf, daß diese beiden
Hersteller von bevorstehenden Preisinitiativen der
Industrie wußten und ihre eigene Politik auf dieser
Grundlage planten . Jegliche Parallelentwicklung bei
den Preisen wird von den genannten Unternehmen
jedoch auf das Erfordernis zurückgeführt , dem Markt
zu folgen . Sie behaupten , daß sie ihr Wissen über die
von anderen geplanten Preisinitiativen allein aus einer
rechtmäßigen „Marktkenntnis" oder aus Veröffentli­
chungen herleiteten .

( 33 ) Hätten Beweise für die Teilnahme an Sitzungen oder
für sonstige Verbindungen gefehlt , so hätte die Korti­
mission im Zweifelsfall möglicherweise zugunsten
dieser drei Unternehmen entschieden .

Es bleibt jedoch die Tatsache , daß BP, Shell (UK) Ltd
und Monsanto an regelmäßigen örtlichen Sitzungen
im Vereinigten Königreich teilnahmen . Wie BP und
Shell selbst zugaben , teilte der „Marktführer" (d . h .
ICI ) bei diesen Sitzungen den anderen Unternehmen
seine geplanten Preiserhöhungen eindeutig im Hin­
blick darauf mit , von ihnen unterstützt zu werden .

Im Falle von BP erübrigt es sich , die strittige Frage , ob
das Unternehmen je an Vollsitzungen des Kartells
teilnahm oder nicht, zu klären , da das Eingeständnis
der Teilnahme an örtlichen Sitzungen im Vereinigten
Königreich von 1978 bis 1982 vorliegt . Welche
Haltung BP zu dem Quotensystem auch immer ein­
nahm ( ICI vermutete , daß das Unternehmen nicht
bereit wäre , sich der Ausgleichsregelung anzuschlie­
ßen), es liegen Beweise dafür vor, daß BP von Zeit zu
Zeit vorher von den Preisinitiativen wußte und diese
„unterstützte". Dies findet seine Bestätigung in dem
regelmäßigen Zusammenhang zwischen BPs eigenem
„Listenpreis" und den bekannten Zielpreisen in Zei­
ten , für die ausreichende Unterlagen vorliegen , um
einen Vergleich möglich zu machen . Angesichts der
Teilnahme des Unternehmens an den örtlichen Sitzun­
gen kann die Kommission die Behauptung nicht gelten
lassen , sein Wissen um die Absichten des Kartells habe
es allein aus rechtmäßigen Quellen bezogen .

Shell gibt auch zu , daß es zwar nicht an den Vollsit­
zungen teilnahm, gelegentlich jedoch telefonische
Verbindung zu ICI hatte , welches um eine Bestätigung

{ l ) Dies würde BPs Behauptung bestätigen , wonach das Unterneh­
men ab Ende 1983 eine interne Überprüfung aller Kontakte zu
Wettbewerbern durchführte , um wettbewerbsrechtlichen Pro­
blemen vorzubeugen.
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seiner „Schätzungen" der Verkäufe der Shell-Gesell­
schaften auf dem europäischen Markt bat . Shell
behauptet , „keine genauen Informationen" geliefert
zu haben; im Gegensatz zu Exxon ging es jedoch auf
die Fragen von ICI ein , und die von Shell gelieferten
Informationen müssen zu einer Erleichterung der
Mengenkontrolltätigkeit des Kartells beigetragen
haben .

Auch Shells Beteiligung kann als Zusammenarbeit mit
dem Kartell betrachtet werden . Zumindest seine zuge­
gebenen telefonischen Verbindungen zu ICI und die
Teilnahme der Shell UK an örtlichen Sitzungen stell­
ten einen gegenseitigen Informationsaustausch dar ,
der sowohl Shell als auch den Mitgliedern des Kartells
zugute kam . Shell wurde über geplante Preisinitiativen
unterrichtet und konnte auf diese Weise sein eigenes
Verhalten dementsprechend anpassen, und das Kar­
tell wurde zwecks Verwaltung des Mengenkontrollsy­
stems über die Verkäufe von Shell unterrichtet .

Für Monsantos Handels- bzw. Preispolitik liegen
keine schriftlichen Beweise vor , doch reicht ihre
Teilnahme an den örtlichen Sitzungen, bei denen ICI
die übrigen Teilnehmer zumindest über die geplanten
Preise unterrichtete , in Verbindung mit den Unterla­
gen , die Monsanto in das Quotensystem (allerdings
nur zum Teil ) einbanden , aus , um eine Beteiligung an
der Zuwiderhandlung anzunehmen.

Die Kommission ließ die Unternehmen sofort wissen ,
daß jedes Unternehmen Kopien derjenigen Dokumen­
te besäße, die es der Kommission überlassen hätte und
wenn die Unternehmen der Ansicht seien , daß eine
gegenseitige Enthüllung irgendeinen nützlichen
Zweck hätte , so hätte die Kommission nichts dagegen
einzuwenden , wenn die Unternehmen untereinander
einen Austausch von Dokumenten arrangierten .

Hinzu kommt, daß ein Verzicht der Unternehmen auf
die Vertraulichkeit ihrer internen Geschäftsunterla­
gen unter dem Vorbehalt des vorrangigen öffentlichen
Interesses steht , das besagt , daß Wettbewerber sich
nicht gegenseitig über ihre geschäftlichen Tätigkeiten
und Pläne in einer den Wettbewerb zwischen ihnen
beschränkenden Weise unterrichten .

Hätte sich ein Dokument ohne Ausschluß der Ver­
traulichkeit in den Akten der Kommission befunden,
das einen Zweifel hinsichtlich des in den Beschwerde­
punkten enthaltenen Vorbringens enthielt , dann hätte
das Unternehmen , von dem es stammte, zweifellos
während des Verwaltungsverfahrens darauf aufmerk­
sam gemacht . Ein solches Dokument ist jedoch nicht
zum Vorschein gekommen .

Der Gerichtshof hat mehrfach betont ( so z . B. Urteil
vom 17 . Januar 1984 , in den verbundenen Rechtssa­
chen 43 / 82 und 63 / 82 VBVB und VBBB gegen
Kommission , Slg . 1984 , S. 19), daß keine Vorschrift
besteht , die die Kommission verpflichtet , den ganzen
Inhalt ihrer Akten den beteiligten Unternehmen zu
unterbreiten . Die Verteidigerrechte sind vollständig
geschützt , wenn die Unternehmen dieMöglichkeit zur
Einsicht in die Unterlagen gehabt haben , auf die die
Kommission ihre Entscheidung stützt . Falls die Kom­
mission eine Entscheidung auf Unterlagen gründen
sollte , die den Unternehmen nicht zugänglich waren ,
könnte die Entscheidung aufgehoben werden . Im
vorliegenden Fall hat die Kommission die Anforde­
rungen des Gerichtshofes mehr als erfüllt , indem sie
den Unternehmen nicht nur die Unterlagen, auf die
sich die Beschwerdepunkte stützen, zugänglich
gemacht hat , sondern auch solche Unterlagen , die als
für die Verteidigung hilfreich angesehen wurden . Auf
diese Unterlagen haben sich die Unternehmen bezo­
gen , und sie wurden in dieser Entscheidung berück­
sichtigt .

TEIL II

RECHTLICHE WÜRDIGUNG

A. Artikel 85

D. Verfahrensfragen

(34) Im Laufe des Verfahrens wurde von mehreren Unter­
nehmen die Ansicht vertreten , die Kommission habe,
indem sie ihnen die volle Akteneinsicht verwehrte , die
Verteidigungsrechte der Unternehmen verletzt .

Der Standpunkt der Kommission zu dieser Frage
wurde den beteiligten Unternehmen zusammen mit
den Beschwerdepunkten mitgeteilt . Jedes beteiligte
Unternehmen erhielt die Unterlagen, auf die sich die
Beschwerdepunkte stützten , und ein Auskunftsverlan­
gen entsprechend Artikel 11 der Verordnung Nr. 17 .
Die Kommission übersandte zudem ein Verzeichnis
der vorhandenen Dokumente mit der Angabe, welche
davon eingesehen werden können; dabei wurde dar­
aufhingewiesen, daß aus Gründen der Vertraulichkeit
die Unternehmen solche internen Geschäftspapiere
nicht einsehen dürften , die gemäß Artikel 11 und
Artikel 14 der Verordnung Nr. 17 von ihren Wettbe­
werbern erlangt wurden, mit Ausnahme derjenigen
Dokumente , die den Beschwerdepunkten beigefügt
waren . Die Kommission versorgte jedes Unternehmen
mit weiteren , für die Verteidigung möglicherweise
hilfreichen Dokumenten .

Nach Ablauf der Frist zur Beantwortung der
Beschwerdepunkte trat die Mehrheit der Unterneh­
men gemeinsam an die Kommission heran und bean­
tragte auf der Basis des gegenseitigen Verzichts auf die
Vertraulichkeit , daß die Kommission den Unterzeich­
nern erlauben sollte , die jeweils von den anderen
Unterzeichnern erhaltenen Dokumente einzusehen .

1 . Artikel 85 Absatz 1

( 35 ) Nach Artikel 85 Absatz 1 EWG-Vertrag sind mit dem
Gemeinsamen Markt unvereinbar und verboten alle
Vereinbarungen zwischen Unternehmen und aufein­
ander abgestimmte Verhaltensweisen, welche den
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Handel zwischen Mitgliedstaaten zu beeinträchtigen
geeignet sind und eine Verhinderung , Einschränkung
oder Verfälschung des Wettbewerbs innerhalb des
Gemeinsamen Marktes bezwecken oder bewirken,
insbesondere die unmittelbare oder mittelbare Festset­
zung der An- oder Verkaufspreise oder sonstiger
Geschäftsbedingungen sowie die Aufteilung der
Märkte oder Versorgungsquellen .

überprüften möglicherweise das Jahresquotensystem,
um es den wirtschaftlichen Veränderungen anzupas­
sen . Außerdem kann es sein , daß ein bestimmter
Hersteller oder eine Gruppe von Herstellern von Zeit
zu Zeit in bezug aufden einen oder anderen Aspekt der
Vereinbarung Vorbehalte erhob oder in einem spezi­
fischen Punkt unzufrieden war . In einigen Punkten —
insbesondere in bezug auf Quoten — mag es zu
zeitweiligen Kompromißvereinbarungen gekommen
sein.

Die Absprache ist indessen weniger als eine Reihe
individueller Vereinbarungen mit verschiedenen Her­
stellern zu betrachten , sondern vielmehr als Durch­
führung einer fortdauernden umfassenden Vereinba­
rung mit den gleichen Beteiligten , den gleichen Ver­
fahren und dem gleichen gemeinsamen Ziel , nämlich
ein Instrument für Mengenkontrollen und Preisab­
sprachen zu schaffen .

Anders ausgedrückt: Die „Vereinbarung", gegen die
die Kommission Einwände erhebt , bezieht sich auf
eine fortdauernde Unternehmung oder Partnerschaft
zwischen den Herstellern , um den Wettbewerb auf
dem LDPE-Markt während eines Zeitraums von
mehreren Jahren einzuschränken oder zu verfäl­
schen .

Es handelte sich um eine fortdauernde Vereinbarung.
Der gemeinsame Charakter dieser Unternehmung
wird durch die Möglichkeit , daß einige Hersteller
einer bestimmten Sitzung fernblieben , den Sitzungen
weniger häufig beiwohnten als andere oder sich —
mangels entgegenstehender Beweise — nicht an allen
Preisinitiativen beteiligten , nicht beeinträchtigt .

Entscheidend ist im vorliegenden Fall das lange Zeit
andauernde Zusammenwirken «Jer Hersteller in Rich­
tung auf ein gemeinsames gesetzwidriges Ziel . Jeder
Teilnehmer ist nicht nur für seine eigene unmittelbare
Rolle , sondern auch für die Durchführung des Kartells
insgesamt verantwortlich .

2 . Art und Struktur der Vereinbarung

( 36 ) Spätestens von 1976 an beteiligten sich fast alle
LDPE-Hersteller , die die EWG beliefern , an einer
Reihe von Absprachen , Vereinbarungen und Maß­
nahmen, die nach einem gemeinsamen Plan im Rah­
men eines Systems regelmäßiger Sitzungen beschlos­
sen wurden .

Bei den fraglichen Sitzungen ging es um Vereinbarun­
gen , die den Wettbewerb auf dem LDPE-Markt
einschränkten , d.h . um Vereinbarungen über
— die Festsetzung von Zielpreisen ;
— die Einzelheiten abgestimmter „Preisinitiativen" ,
mit denen das Preisniveau auf die vereinbarten
„Ziele" angehoben werden sollte ;

— die Aufteilung der westeuropäischen Märkte nach
„idealen" Marktanteilen oder Zielquoten ;

— den Austausch detaillierter Informationen über
ihre Marktaktivitäten , um die Koordinierung
ihrer wirtschaftlichen Verhaltensweisen zu er­
leichtern .

( 37 ) Damit eine Beschränkung eine „Vereinbarung" im
Sinne von Artikel 85 darstellt , ist es nicht notwendig ,
daß die Beteiligten sie als rechtlich verbindlich anse­
hen . Wenn sich die Beteiligten des rechtswidrigen
Charakters ihrer Verhaltensweisen bewußt sind ,
beabsichtigen sie natürlich nicht , ihren Absprachen
vertragliche Wirkung zu geben .

Eine „Vereinbarung" im Sinne von Artikel 85 liegt
vor, wenn sich die Beteiligten über einen Plan verstän­
digen , der ihre wirtschaftliche Handlungsfreiheit
dadurch beschränkt oder beschränken kann , daß er
die Grundzüge ihres Marktverhaltens bestimmt .
Zwangsmaßnahmen wie bei einem zivilrechtlichen
Vertrag brauchen nicht vorgesehen zu sein . Ebenso­
wenig ist es erforderlich , daß eine solche Vereinba­
rung schrifdich festgehalten ist .

Im vorliegenden Fall sind die jahrelang fortgesetzten
wettbewerbsbeschränkenden Vereinbarungen der
LDPE-Hersteller eindeutig auf den Vorschlag von
1976 zurückzuführen , dessen praktische Durchfüh­
rung sie darstellen .

Nach Auffassung der Kommission bildet die Gesamt­
heit der von den Herstellern getroffenen Regelungen
und Absprachen eine einzige fortdauernde „Vereinba­
rung", die gemäß Artikel 85 Absatz 1 verboten ist .

( 38 ) Im Rahmen dieses Gesamtplans verständigten sich die
Hersteller von Zeit zu Zeit über Preisinitiativen und

3 . Aufeinander abgestimmte Verhaltensweisen

(39 ) Die Kommission vertritt daher die Auffassung, daß
das Kartell eine „Vereinbarung" im Sinne von Artikel
85 Absatz 1 darstellte .

Artikel 85 Absatz 1 bezieht sich sowohl auf „Verein­
barungen" als auch auf „aufeinander abgestimmte
Verhaltensweisen", doch gibt es Fälle ( insbesondere
bei komplexen und langjährigen Kartellen mit zahlrei­
chen Beteiligten), in denen Absprachen Elemente
beider Formen der verbotenen Zusammenarbeit ent­
halten .

Eine aufeinander abgestimmte Verhaltensweise be­
zieht sich auf eine Form der Zusammenarbeit zwi­
schen Unternehmen, die zwar nicht den Grad einer
Vereinbarung im eigentlichen Sinne erreicht hat , aber
dennoch bewußt die Risiken des Wettbewerbs aus­
schaltet und durch eine praktische Zusammenarbeit
ersetzt .
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(40 ) Das durch den Vertrag geschaffene getrennte Konzept
der aufeinander abgestimmten Verhaltensweisen soll
verhindern , daß Unternehmen sich der Anwendung
von Artikel 85 Absatz 1 entziehen , indem sie sich in
einer wettbewerbswidrigen Weise ohne eine endgülti­
ge Vereinbarung absprechen, sich z . B. gegenseitig im
voraus über ihr künftiges Verhalten in Kenntnis zu
setzen , so daß jeder seine Geschäftspolitik in der
Gewißheit regeln kann, daß sich die Wettbewerber
entsprechend verhalten : Urteil des Gerichtshofes vom
14 . Juli 1972 in der Rechtssache 48 / 69 Imperial
Chemical Industries Ltd gegen Kommission (SIg.
1972 , S. 619 ).

In seinem Urteil vom 16 . Dezember 1975 in den
verbundenen Rechtssachen 40 bis 48 , 50 , 54 bis 56,
III , 113 und 114 / 73 (SIg. 1975 , S. 1663 ) — Suiker
Unie und andere gegen Kommission betreffend das
europäische Zuckerkartell — hat der Gerichtshof in

' Ausweitung der vorstehenden Definition der „aufein­
ander abgestimmten Verhaltensweise" festgestellt ,
daß die in seiner Rechtsprechung niedergelegten Kri­
terien der Koordinierung und der Zusammenarbeit,
die keineswegs die Ausarbeitung eines eigentlichen
Plans voraussetzen , im Sinne des Grundgedankens der
Wettbewerbsregeln des Vertrages zu verstehen sind,
wonach jeder Unternehmer selbständig zu bestimmen
hat , welche Politik er auf dem Markt zu betreiben
gedenkt . Dieses Selbständigkeitspostulat beseitigt
nicht das Recht der Unternehmen, sich dem festge­
stellten oder erwarteten Verhalten ihrer Mitbewerber
mit wachem Sinn anzupassen ; es steht jedoch jeder
unmittelbaren oder mittelbaren Fühlungnahme zwi­
schen Unternehmen mit dem Zweck oder der Folge
entgegen , entweder das Marktverhalten eines gegen­
wärtigen oder potentiellen Mitbewerbers zu beeinflus­
sen oder einen solchen Mitbewerber über das Markt­
verhalten ins Bild zu setzen , das man selbst an den Tag
zu legen entschlossen ist oder in Erwägung zieht .

Absprachen , die die Voraussetzungen nicht erfüllen ,
können somit gleichwohl unter Artikel 85 fallen .

(41 ) Die Definition des Gerichtshofes einer aufeinander
abgestimmten Verhaltensweise läßt sich besonders
gut auf die Beteiligung der Unternehmen BP , Monsan­
to und Shell anwenden, die sich zwar nur am Rande
des Kartells bewegten, jedoch mit dem Kartell zusam­
menarbeiteten und dessen Gesamtziel wissentlich
unterstützten . Ihre Kontakte zu dem Kartell ermög­
lichten es ihnen , ihr Marktverhalten dem der übrigen
Kartellmitglieder anzupassen; jene konnten sich
dadurch gleichzeitig auf das beabsichtigte Vorgehen
der drei Unternehmen einstellen .

Die Bedeutung des Konzepts einer aufeinander abge­
stimmten Verhaltensweise ergibt sich folglich nicht so
sehr aus der Unterscheidung zwischen dieser Verhal­
tensweise und einer Vereinbarung als vielmehr aus der
Unterscheidung zwischen den Formen der Absprache,
die unter Artikel 85 Absatz 1 fallen , und einem reinen
Parallelverhalten ohne jegliches Element einer Ab­
sprache . Nichts hängt daher im vorliegenden Fall von
der genauen Form ab , die die geheimen Vereinbarun­
gen angenommen haben.

4 . Zweck und Auswirkung der Vereinbarung

(42 ) Artikel 85 Absatz 1 erwähnt als wettbewerbsbe­
schränkend ausdrücklich Vereinbarungen , mit denen
mittelbar oder unmittelbar die Verkaufspreise festge­
setzt oder die Märkte zwischen den Herstellern aufge­
teilt werden . Dies trifft auf die vorliegende Vereinba­
rung zu .

Eigentlicher Zweck des Systems regelmäßiger Sitzun­
gen und der fortdauernden Absprache der Hersteller
war es in diesem Fall , Preiserhöhungen durch eine
Reihe von Vereinbarungen herbeizuführen und einen
dauerhaften Mechanismus zur Kontrolle der Absatz­
mengen zu schaffen .

Durch die Planung gemeinsamerMaßnahmen in Form
von Preisinitiativen mit Zielpreisen ab einem verein­
barten Zeitpunkt zielten die Hersteller darauf ab , die
Risiken einer einseitig versuchten Preiserhöhung aus­
zuschalten .

Die Mengenkontrolle zielte zudem darauf ab , künst­
liche Marktbedingungen zu schaffen , die Preiserhö­
hungen begünstigen sollten , und war so untrennbar
mit den Preisinitiativen verknüpft .

Bei der Verfolgung dieser Ziele ging es den Herstellern
um die Regelung des LDPE-Marktes in einer Weise ,
die eine institutionalisierte und systematische Zusam­
menarbeit zwischen den Herstellern an die Stelle des
freien Spiels des Wettbewerbs treten ließ und somit
wie ein Kartell funktionierte .

(43 ) Dabei ist sich die Kommission der Lage der Industrie
durchaus bewußt , insbesondere daß die LDPE-Akti­
vitäten der meisten Hersteller während eines erhebli­
chen Zeitraums verlustbringend waren und daß mit
den Preisinitiativen häufig nur der Rohstoffpreisan­
stieg ausgeglichen werden sollte .

Dies nimmt der Vereinbarung jedoch nichts von ihrer
wettbewerbswidrigen Zielsetzung.

Auch wenn es aufgrund derWettbewerbsbedingungen
in einem bestimmten Produktbereich (z . B. bei einer
großen Anzahl von Lieferanten) für die Hersteller
schwierig ist , rentabel zu wirtschaften , so sind
Absprachen zwischen den Herstellern zur Anhebung
des Preisniveaus doch nicht geeignet, Abhilfe zu
schaffen. Aus dieser Sicht ist das vor allem von
Montedison vorgebrachte Argument , soweit Sitzun­
gen stattgefunden hätten , seien diese aus dem Bestre­
ben der Industrie heraus abgehalten worden , einen
„fairen Wettbewerb" sicherzustellen (d . h . unrentable
Preissenkungen zu verhindern), zurückzuweisen .

Der Umstand, daß solche Preissenkungen möglicher­
weise stattgefunden haben , kann keinesfalls eine
Einschränkung der Wettbewerbsregeln der Gemein­
schaft rechtfertigen (Urteil des Gerichtshofes vom
~17 . Januar 1984 in den verbundenen Rechtssachen
43 / 82 und 63 / 82 , VBVB und VBBB gegen Kommis­
sion , a . a . O. , S. 63 / 64).
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stand , jedoch nie befolgt wurde . Die Quotenvereinba­
rungen wurden <— allerdings mit einigen Änderungen
und Abweichungen von den „idealen" Quoten —
tatsächlich in die Praxis umgesetzt und in den Sitzun­
gen genau überprüft.

5 . Wirkungen auf den Handel zwischen Mitglied­
staaten

(46 ) Die Vereinbarung zwischen den LDPE-Herstellern
war geeignet, den Handel zwischen den Mitgliedstaa­
ten der EWG spürbar zu beeinträchtigen .

Die vorliegende Absprache erstreckte sich auf alle
Mitgliedstaaten und deckte praktisch den gesamten
innergemeinschaftlichen Handel mit diesem wichtigen
Industrieerzeugnis . Die meisten Hersteller verkaufen
das Erzeugnis überall in der EWG. Wegen des
Ungleichgewichts von Angebot und Nachfrage auf
den verschiedenen nationalen Märkten besteht zwi­
schen den Mitgliedstaaten ein reger Handel .

Durch die Festsetzung von Zielpreisen wurden mit
Sicherheit sowohl die Handelsbedingungen zwischen
den Mitgliedstaaten als auch die Auswirkungen der
zwischen den Herstellern bestehenden Leistungsun­
terschiede auf die Preise verzerrt . Vereinbarungen , um
einem „Abwandern" von Abnehmern vorzubeugen
(beispielsweise „Einfrieren" des Kundenstamms oder
Abweisung von Anfragen), bezweckten deutlich , die
Herausbildung neuer Geschäftsbeziehungen zu ver­
hindern .

Mit dem Mengenkontrollsystem scheint keine weitere
Aufteilung in Quoten für jeden Mitgliedstaat verbun­
den gewesen zu sein . Aber schon das Bestehen solcher
Zwänge dürfte den Handlungsspielraum^eines Her­
stellers einengen . Zudem tauschten die"Hersteller in
lokalen Sitzungen vermutlich Informationen über ihre
Verkäufe auf „nationaler" Ebene aus . Die manchmal
in den Unterlagen getroffene Unterscheidung zwi­
schen „nationalen" bzw. „inländischen" Herstellern
und Importeuren ist ebenfalls bedeutsam, da sie eine
getrennte Behandlung auf nationaler Basis aufzeigt .

( 44 ) Da die Vereinbarung eine Wettbewerbsbeschränkung
bezweckte , ist es nicht unbedingt notwendig , ihre
wettbewerbsbeschränkende Wirkung nachzuweisen .

Angesichts der Tatsache , daß die Kommission über
keine Preisinstruktionen von der Mehrheit der Unter­
nehmen verfügt , versucht sie nicht nachzuweisen , daß
alle Produzenten sich um gleichmäßige und gleichzei­
tige Listenpreissteigerungen während des von der
Entscheidung erfaßten Zeitraumes bemüht haben .
Darüber hinaus bleibt es eine Spekulation, ob im Falle
fehlenden kollusiven Zusammenwirkens die Preise im
Langzeitvergleich niedriger gewesen wären .

Die Versicherung einiger Hersteller , ihre Vereinba­
rungen hätten keinerlei Auswirkungen auf den Wett­
bewerb gehabt , kann die Kommission jedoch nicht
akzeptieren .

(45 ) Ganz abgesehen von dem Erfolg oder Mißerfolg
irgendwelcher verabredeter Preisinitiativen führten
die Hersteller erstens einen Mechanismus zur fortlau­
fenden Überwachung ihrer individuellen Tätigkeiten
im Hinblick auf eine gegenseitig verstandene Solidari­
tät ein . Zweitens beschränkte die Festsetzung eines
europäischen Zielpreisniveaus durch die Industrie die
Herausbildung wettbewerbsfähiger Preise im freien
Spiel der Marktkräfte . Zeichnet sich aufgrund von
Angebot und Nachfrage eine Preiserhöhung ab , so
bieten die führenden Hersteller unter normalen
Umständen verschiedene Preise an, um den Markt zu
testen . Auf dem Markt stabilisieren sich dann
gewöhnlich die Preise auf einem angemessenen
Niveau . Wird nur ein einziger Ziel- oder Listenpreis
festgesetzt , so kann dieser Mechanismus nur begrenzt
oder überhaupt nicht funktionieren . Im vorliegenden
Fall wurden die Verhandlungsmöglichkeiten der
Abnehmer durch die Festsetzung eines einzigen Listen­
oder Bezugspreises beschränkt . Preisnachlässe oder
Sonderkonditionen wurden in bezug auf den Listen­
preis festgelegt .

Drittens hatten die meisten festgestellten Preisinitiati­
ven zur Folge , daß sich das tatsächliche Preisniveau
auf den Zielpreis zubewegte . Auch wenn die Herstel­
ler ihr Ziel nicht ganz erreichten, wurden viele
Initiativen als erfolgreich angesehen , weil sie entweder
einen Preisverfall aufhielten oder einen beträchtlichen
Preisanstieg bewirkten . Es ist jedoch aus den internen
Berichten der Produzenten ersichtlich , daß der Erfolg
der Preisinitiativen im übrigen in einem beträchtlichen
Umfang von Faktoren außerhalb ihrer Kontrolle
abhing .

In Anbetracht der Besonderheiten des Marktes wäre es
aussichtslos , abgestimmte Preisinitiativen zu versu­
chen, wenn die Bedingungen für einen Preisanstieg
ungünstig wären . Allerdings ist es unwahrscheinlich ,
daß die Hersteller ihre regelmäßigen Sitzungen und
abgestimmten Preisinitiativen über acht Jahre hinweg
fortgeführt hätten , wenn die Vereinbarungen , wie sie
behaupten , völlig wirkungslos geblieben wären .

Aus den der Kommission vorliegenden Angaben geht
hervor , daß die Quotenregelung keinesfalls nur ein
unbestimmter Vorschlag war, der zur Diskussion

6 . Zuständigkeit

(47) Artikel 85 EWG-Vertrag ist auf alle wettbewerbs­
beschränkenden Vereinbarungen anwendbar, die den
Handel zwischen Mitgliedstaaten zu beeinträchtigen
geeignet sind , selbst wenn die beteiligten Unterneh­
men ihren Sitz außerhalb der EG haben .

Im vorliegenden Fall hatten sich diese Unternehmen
nicht nur untereinander abgesprochen, sondern
waren auch zusammen mit in der Gemeinschaft
ansässigen Herstellern an einer sehr viel umfassende­
ren Vereinbarung beteiligt , die denWettbewerb inner­
halb der Gemeinschaft beschränkte ( M.

(') Die Aktivitäten des Kartells , die sich auf den Absatz von LDPE
in Nichtmitgliedstaaten erstrecken , werden von dieser Entschei­
dung nicht erfaßt .



17 . 3 . 89 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 74 / 35

DOW ist eine in US-amerikanischem Besitz stehende
Gesellschaft , doch sie gehört zu den größten
LDPE-Unternehmen , die in der EG aktiv sind . Ihre
europäischen Produktionsanlagen befinden sich in
den Niederlanden und in Spanien .

Die Tatsache, daß Chemie Holding , Neste Oy und
Statoil ihre LDPE-Produktion und ihre Hauptge­
schäftsstellen außerhalb der Gemeinschaft haben,
ändert nichts an ihrer Verantwortlichkeit für alle
innerhalb der EG durchgeführten Vereinbarungen.
Die Gemeinschaft ist für alle diese Hersteller ein
wichtiger Markt , der ein Viertel ihres gesamten
LDPE-Geschäftes ausmacht .

(48 ) Soweit die Vereinbarungen innerhalb der EG durch­
geführt wurden» stehen die Freihandelsabkommen
zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft
und Finnland, Norwegen und Österreich der Anwen­
dung von Artikel 85 Absatz 1 EWG-Vertrag auf
finnische , norwegische und österreichische Hersteller
nicht entgegen (Urteil des Gerichtshofes vom 27.
September 1988 , Ahlström Osakeyhtiö gegen Kom­
mission , verbundene Rechtssachen 89 , 104 , 114 ,
116 , 117 und 125 bis 129 / 85 ).

Im Fall von Repsol schließt die Tatsache , daß sich die
nachweisliche Beteiligung des Unternehmens auf den
Zeitraum vor dem EG-Beitritt Spaniens erstreckte , die
Anwendung von Artikel 85 nicht aus. Es ist möglich ,
daß sich die spanischen Hersteller (laut Repsol ) in
erster Linie um den Schutz ihres Inlandsmarktes
kümmerten . Doch nahmen .die Verkäufe von Repsol
in der Gemeinschaft zwischen 1982 und 1984 erheb­
lich zu . Soweit sich die Beteiligung des Unternehmens
an dem Kartell auf den Wettbewerb innerhalb der
Gemeinschaft auswirkte , finden die EWG-Wettbe­
werbsregeln auf Repsol Anwendung .

gewerblich tätig ist , und im Fall eines großen Indu­
striekonzerns gegebenenfalls eine Mutter- und Toch­
tergesellschaft oder die von diesen gebildete Einheit
betreffen .

In einem Fall , in dem ein Unternehmen einer Neuor­
ganisation unterzogen ist oder seine LDPE-Aktivitä­
ten eingestellt hat , besteht die wesentliche Aufgabe
darin ,

i ) die Identität des Unternehmens zu bestimmen , das
den Verstoß begangen hat ;

ii ) festzustellen , ob das Unternehmen in seiner Sub­
stanz noch besteht oder aufgelöst worden ist .

Die Frage der Unternehmensidentität ist nach dem
Gemeinschaftsrecht zu entscheiden . Die nach inner­
staatlichem Gesellschaftsrecht vorgenommenen orga­
nisatorischen Veränderungen sind unerheblich .

Es ist somit ohne Belang, daß ein Unternehmen sein
LDPE-Geschäft verkauft hat ; der Käufer kann für die
Beteiligung des Verkäufers an dem Kartell nicht
haftbar gemacht werden . Besteht das Unternehmen ,
das den Verstoß begangen hat , allerdings fort , so
bleibt es trotz der Übertragung verantwortlich .

Wird dagegen das Unternehmen, das den Verstoß
begangen hat , selbst von einem anderen Hersteller
übernommen , so kann seine Verantwortlichkeit auf
die fusionierte Einheit übergehen .

Es ist nicht notwendig, dem Erwerber nachzuweisen ,
daß er das rechtswidrige Verhalten fortgeführt bzw .
selbst übernommen hat . Entscheidend ist die wirt­
schaftliche und funktionelle Kontinuität zwischen
dem ursprünglichen Unternehmen , das den Verstoß
begangen hat , und dem Unternehmen , mit dem es
verschmolzen wurde .

(50 ) Atochem übernahm ihre Schwestergesellschaft ATO
Chimie (die von Beginn an an dem Kartell beteiligt
war) am 30 . September 1983 im Zusammenhang mit
der Umstrukturierung der französischen Chemieindu­
strie . Nach dem Zusammenschluß übernahm Ato­
chem, die zuvor unter dem Namen Chloe Chimie
bekannt war , ihre neue Firmenbezeichnung von ATO .
Wie bei dem Erwerb ausdrücklich vereinbart wurde ,
ging die Rechtspersönlichkeit von ATO auf Atochem
unter ihrer neuen Firmenbezeichnung über . Für das
EWG-Wettbewerbsrecht ist allerdings in erster Linie
die funktionelle und wirtschaftliche Kontinuität des
Unternehmens und weniger seine rechtliche Identität
maßgeblich . Atochem setzte in der Tat die Wirt­
schaftstätigkeit ihrer Vorgängerin ATO Chimie fort
und beteiligte sich auch nach der Umstrukturierung
im Jahr 1983 an dem Kartell .

Der österreichische staatseigene Chemiesektor wurde
in jüngster Zeit mit dem Unternehmen Chemie Linz ,
das an dem Kartell beteiligt war und in Chemie
Holding AG umfirmierte , neu geordnet . Wie die neue
Firmenbezeichnung erkennen läßt , wird das Unfer­
nehmen jetzt als Finanzholding betrieben . Die Kunst­
stoffproduktion wurde auf die Gesellschaft Petro­

7 . Unternehmensidentität

(49 ) Die westeuropäische Petrochemie-Industrie ein­
schließlich des LDPE-Sektors hat in dem von dieser
Entscheidung erfaßten Zeitraum einen grundlegenden
Umstrukturierungsprozeß durchlaufen , der von der
Kommission unterstützt worden ist . Einige Unterneh­
men haben ihr LDPE-Geschäft im Zuge der Umstruk­
turierung auf andere Mitbewerber übertragen, sind
aber noch in der Petrochemie aktiv . In anderen Fällen
wurde die Gesellschaftsstruktur grundlegend geän­
dert .

Die besondere Schwierigkeit für die Anwendung der
EWG-Wettbewerbsregeln liegt im vorliegenden Fall in
der Frage , ob nach dieser Umstrukturierung ein heute
bestehendes Unternehmen für die Beteiligung an dem
Kartell eines Rechtsvorgängers haftbar gemacht wer­
den kann .

Die EWG-Wettbewerbsregeln betreffen Unterneh­
men. Dieser Begriff deckt sich nicht mit dem der
Rechtspersönlichkeit im innerstaatlichen Recht . Der
Ausdruck „Unternehmen" ist im Vertrag nicht defi­
niert . Er kann sich aber auf jede Einheit beziehen, die
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über die Beteiligung von Unifos an dem Kartell —
sowohl vor als auch nach der Übernahme — wird
daher an Neste Oy gerichtet .

(53 ) Repsol ist die neue Firmenbezeichnung von Nueva
Alcudia , die selbst 1986 aus dem Zusammenschluß
der vier petrochemischen Tochtergesellschaften von
EMP hervorging, von denen eine — ebenfalls unter
dem Namen Alcudia — an dem Kartell beteiligt war .
Die Haftung des ursprünglichen Unternehmens Alcu­
dia wird von dem formellen Zusammenschluß der vier
Tochtergesellschaften nicht berührt ; diese Entschei­
dung ist daher an Repsol gerichtet .

Statoil streitet jegliche Verantwortung für die Teil­
nahme von Saga Petrokjemi an dem Kartell ab . Bis
1984 standen die Polyäthylen-Kapazitäten der norwe­
gischen Petrochemie im Besitz von IS Norpolefin (eine
Gesellschaft , an der Norsk Hydro , Statoil und Saga
Petrokjemi zu gleichen Teilen beteiligt sind), doch war
Saga Petrokjemi für die Geschäftsführung und das
Marketing verantwortlich .

Saga Petrokjemi hatte verschiedene Eigentümer , hörte
jedoch am 1 . Januar 1984 auf, als Rechtspersönlich­
keit zu existieren und wurde in den Petrochemiesektor
von Statoil eingegliedert . Statoil nimmt nun genau die
gleichen Aufgaben wahr wie zuvor Saga Petrokjemi ,
und in der Firmenwerbung wird die Kontinuität
zwischen Saga Petrokjemi und der neuen Abteilung
hervorgehoben. Statoil nahm nach dem Erwerb nach­
weislich (CDF-Unterlage für 1983 bis 1984 , siehe
Randnummer 19) weiterhin an dem Kartell teil . Dies
ist jedoch nicht entscheidend . Wichtig ist , daß das
Unternehmen, das den Verstoß begangen hat, fortbe­
steht, wenn auch nur als Abteilung innerhalb einer
größeren Einheit . Statoil führte die Wirtschaftstätig­
keit von Saga Petrokjemi fort und behielt deren
wesentlichen Funktionen bei (vgl . Entscheidung 86 /
398 /EWG der Kommission in der Sache IV/ 3 1.149
— Polypropylen ( XJ ), Diese Entscheidung ist deshalb
an Statoil gerichtet.

(54 ) Der Fall der Union Carbide Corporation (die nicht
Partei dieses Verfahrens ist) verdient besondere
Erwähnung. In den Planungsunterlagen von 1976
wurde vorgeschlagen, daß ein Vertreter von Union
Carbide an der „Experten-Gruppe" teilnehmen sollte .
Zu der Zeit produzierten zwei vollständig im Besitz
von Union Carbide befindliche Tochtergesellschaften
(UCC in Belgien und BXL im Vereinigten Königreich )
wie auch Unifos (je zur Hälfte im Besitz von Union
Carbide und Kemanobel ) LDPE . Es liegen jedoch
keine Beweise dafür vor , daß Union Carbide tatsäch­
lich den Sitzungen beiwohnte ; ICI nennt als Teilneh­
mer lediglich das Unternehmen Unifos , das anschei­
nend als getrennte Einheit betrieben wurde . Union
Carbide gab Ende 1978 ihre direkte Beteiligung an der
westeuropäischen LDPE-Produktion auf, behielt aber
50 % der Anteile von Unifos . Es ist nicht auszuschlie­
ßen, das Union Carbide vor der Aufgabe des

chemie Danubia GmbH übertragen, an der Chemie
Holding nur noch zu einem Drittel beteiligt ist .
Unabhängig von den finanziellen und organisatori­
schen Veränderungen besteht Chemie Linz (oder
Chemie Holding) nach wie vor als Unternehmen fort
und ist daher der Adressat dieser Entscheidung .

( 51 ) In Enichem ist der italienische staatseigene Chemie­
sektor zusammengeschlossen, der während der Tätig­
keit des Kartells mehrfach umstrukturiert wurde. Von
1980 an koordinierte ANIC , der Chemiezweig der
ENI-Gruppe, die Verkaufs- und Handelsaktivitäten
der Gesellschaften SIR und Rumianca . Am 1 . Januar
1982 wurden die Thermoplast-Aktivitäten von Anic,
SIR und Rumianca zu dem Unternehmen Enoxy
verbunden, das jeweils zu 50 % ENI und.der US-ame­
rikanischen Petro-Gruppe Occidental Petroleum ge­
hörte . Schon nach einem Jahr wurde die Enoxy-Part­
nerschaft aufgelöst , indem ENI den Anteil von Occi­
dental aufkaufte . Das Unternehmen ging in den
alleinigen Besitz des ENI-Konzerns über , in dem es
nunmehr als Teil von Enichem besteht .

Trotz der mehrfachen Neuordnung besteht eine funk­
tionelle und wirtschaftliche Kontinuität zwischen
Anic , Enoxy und Enichem (die ab 1983 im eigenen
Namen an dem Kartell teilnahm), so daß es sich um
das gleiche „Unternehmen" im Sinne von Artikel 85
handelt . (Die Kommission sieht Enichem jedoch nicht
als verantwortlich für eine mögliche Beteiligung von
SIR oder Rumianca an dem Kartell vor 1980 an).

Montedison übertrug Ende 1983 ihre LDPE-Aktivitä­
ten auf Enichem, bestand jedoch selbst als Unter­
nehmen fort . Die Haftung von Montedison gemäß
Artikel 85 wird hierdurch nicht berührt .

(52 ) In Neste Oy sind zwei vorher getrennte Hersteller ,
Pekema (Finnland ) und Unifos (Schweden), die an
dem Kartell teilnahmen, zusammengeschlossen . Peke­
ma war an der Planung des Kartells 1976 beteiligt .
Von 1978 an kontrollierte Neste Oy (mit 91,5% der
Anteile) das Unternehmen , das deren Vertrieb über­
nahm. 1981 wurde der Direktor der Neste-Kunst­
stoffabteilung Geschäftsführer von Pekema. 1983
erwarb Neste Oy die verbleibenden Anteile an dem
Unternehmen Pekema, und im November 1985 wur­
den die beiden Gesellschaften formell miteinander
verschmolzen .

Unifos , die als Sitzungsteilnehmer genannt wird ,
stand früher im Besitz von Kemanobel AB Schweden
( 50% ) und Union Carbide Corporation (50% ). Uni­
fos wurde im April 1984 an die Neste-Oy-Gruppe
veräußert und firmiert nun unter dem Namen Neste
Polyeten AB . Vor dieser Übernahme hätte die Kom­
mission sich an Unifos als dem Adressaten dieses
Verfahrens gewandt (und nicht an ihre Muttergesell­
schaften Union Carbide und Kemanobel ), da Unifos
allem Anschein nach als eigenständiges Unternehmen
bestand . Unifos gehört nun vollständig zu der Neste­
Oy-Gruppe , und ihre Jahresabschlüsse werden mit
denen der Gruppe konsolidiert . Die Entscheidung (M AB1 . Nr. L 230 vom 18 . 8 . 1986 , S. 1 .
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LDPE-Geschäftes UCC Belgien , BXL und Unifos
tatsächlich im Kartell vertreten hat . Die Kommission
wird daher BP nicht für eine mögliche Beteiligung von
BXL an dem Kartell vor dem Erwerb haftbar machen .
Ebenso wird angenommen , daß Unifos frühestens von
dem Zeitpunkt an an dem Kartell teilnahm, an dem
sich Union Carbide Ende 1978 aus ihrer direkten
Beteiligung an der LDPE-Produktion in Europa
zurückzog .

dar . Im vorliegenden Fall war es das Unternehmen
SICC , das über ICI mit dem Kartell in Verbindung
stand , obwohl an den lokalen Sitzungen im Vereinig­
ten Königreich das lokale Produktionsunternehmen
teilnahm. Wegen ihrer Gesamtverantwortung für die
Planung und Koordinierung der Tätigkeiten des
Shell-Konzerns auf dem Thermoplast-Sektor vertritt
die Kommissin die Auffassung, daß die Shell Interna­
tional Company Ltd der richtige Adressat dieser
Entscheidung ist .

( 57 ) DOWmachte geltend , daß DOW Europe SA, die ihre
europäischen Geschäfte von Horgen (Schweiz ) aus
steuert , die „richtige Verfahrensbeteiligte" der
DOW-Gruppe sei . Später in den Anhörungen wurde
auch DOW AG, die Gesellschaft , der die Tochterge­
sellschaften in der EWG gehören , als weiterer Adres­
sat einer etwaigen Entscheidung genannt .

Trotz der weitreichenden funktionalen Eigenständig­
keit , die DOW Chemical Company ihren regionalen
Unternehmen außerhalb der Vereinigten Staaten
(Mittel - und Südamerika , Europa usw.) offensichtlich
zugesteht , gehören sie alle der DOW-Gruppe an , und
ihre Bilanzen werden mit denen der Gruppe konsoli­
diert . Der Präsident von DOW Europe ist Vizepräsi­
dent von The DOW Chemical Company und Mitglied
ihres Vorstands . Diese Entscheidung ist deshalb an die
US-amerikanische Muttergesellschaft gerichtet , der
letztlich alle DOW-Tochtergesellschaften in Westeu­
ropa gehören .

8 . Die Adressaten der Entscheidungen

( 55 ) Obwohl der Begriff des Unternehmens — der Adressat
der EWG-Wettbewerbsregeln — nicht an das Gesell­
schaftsrecht gebunden ist, muß zum Zwecke der
Durchsetzung stets eine Einheit mit Rechtspersönlich­
keit ermittelt werden . Das Eintreiben einer Geldbuße
nach Artikel 192 EWG-Vertrag könnte erhebliche
Schwierigkeiten bereiten , wenn die Entscheidung
nicht an eine Rechtspersönlichkeit gerichtet würde .
Im Falle eines großen Industriekonzerns werden daher
gewöhnlich alle Entscheidungen an die Holding-Ge­
sellschaft des Konzerns oder an die Konzernzentrale
gerichtet , obwohl das Unternehmen selbst als eine von
der Muttergesellschaft und allen ihren Tochtergesell­
schaften gebildete Einheit besteht .

Einige Unternehmen — z. B. Enichem und Montedi­
son — machten geltend , daß der Adressat einer
Entscheidung die Tochtergesellschaft innerhalb des
Konzerns sein soll , die zu der Zeit für die Thermo­
plast-Aktivitäten verantwortlich ist . Die Kommission
stellt jedoch fest , daß sich in beiden Fällen diese
Gesellschaft und andere Konzernunternehmen die
Verantwortung für denWarenabsatz teilten ; während
beispielsweise Enichem Anic SpA für den LDPE-Ab­
satz von Enichem in Italien verantwortlich ist , leitet
eine in Zürich ansässige Gesellschaft , Enichem Inter­
national SA , die internationalen Marketingaktivitäten
des Unternehmens; in jedem Mitgliedstaat bestehen
darüber hinaus entsprechende nationale Tochterge­
sellschaften von Enichem, die LDPE vertreiben . Die
Kommission hält es daher für sachgerecht , diese
Entscheidung an die Holdinggesellschaft zu richten,
die an der Spitze der Konzerne Enichem und Mon­
tedison steht .

( 56 ) Der Royal-Dutch-Shell-Konzern bereitet allerdings
besondere Probleme , da in diesem Konzern «ine
Vielzahl von Unternehmen zusammengeschlossen
sind , in denen die zwei Holding-Gesellschaften des
Konzerns , Royal Dutch und Shell , 60% bzw . 40%
der Anteile halten . Es gibt in diesem Konzern keine
einzelne Dachgesellschaft , die als Adressat für eine
Entscheidung in Frage käme . Shell International Che­
mical Company Ltd („SICC") ist eine „Dienstlei­
stungs"-Gesellschaft , die für die Koordinierung und
strategische Planung im Thermoplast-Sektor des
Royal-Dutch-Shell-Konzerns zuständig ist . Obwohl
die einzelnen Produktions- und Absatzunternehmen
auf dem Chemiesektor in Fragen des Managements
weitgehend autonom sind , stellt SICC doch die „Zen­
trale" der Aktivitäten von Shell auf dem Chemiesektor

9 . Verordnung (EWG) Nr. 2988/74 des Rates (»)

( 58 ) Einige Hersteller haben vorgetragen , daß die Kom­
mission aufgrund der Verordnung (EWG) Nr. 2988 /
74 wegen einer Beteiligung an dem mutmaßlichen
Kartell vor November 1978 keine Geldbußen verhän­
gen dürfe.

Nach dieser Verordnung gilt für Geldbußen eine
Verjährungsfrist von fünf Jahren . Die Verjährung
beginnt mit dem Tag, an dem die Zuwiderhandlung
begangen worden ist . Bei dauernden oder fortgesetz­
ten Zuwiderhandlungen beginnt sie jedoch erst an
dem Tag, an dem die Zuwiderhandlung beendet ist.
Die Verjährung kann durch Maßnahmen unterbro­
chen werden, die von der Kommission zur Ermittlung
der an der mutmaßlichen Vereinbarung Beteiligten
ergriffen werden .

Die ersten Maßnahmen im Sinne von Artikel 2 der
Verordnung, die von der Kommission im vorliegen­
den Fall getroffen wurden , waren Nachprüfungen
gemäß Artikel 14 der Verordnung Nr. 17 vom
21 . November 1983 .

Nach der Verordnung (EWG) Nr. 2988 /74 können
wegen Zuwiderhandlungen, die vor dem 21 . Novem­
ber 1978 beendet worden sind , keine Geldbußen
verhängt werden .

(») AB1 . Nr. L 319 vom 29 . 11 . 1974 , S. 1 .
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Im vorliegenden Fall allerdings können sich die Unter­
nehmen nicht auf die Verordnung berufen ('). Damit
Verjährung geltend gemacht werden kann , müssen
zwei Bedingungen kumulativ erfüllt sein : a ) Die bean­
standete Vereinbarung oder Verhaltensweise muß bis
November 1 978 endgültig beendet worden sein und b)
diese Vereinbarung muß sich von dem Verhalten nach
November 1978 gänzlich unterscheiden .

( 59 ) Die Einrede der Verjährung scheitert an beiden Vor­
aussetzungen. Erstens ergibt sich aus dem schriftli­
chen Beweismaterial , daß der in dem Bericht der
Arbeitsgruppe von 1976 vorgesehene Plan keinesfalls
1978 beendet war , sondern 1978 in Form regelmäßi­
ger Preisinitiativen voll zum Tragen kam und in den
folgenden Jahren fortgeführt wurde . Zweitens kann
dem Vortrag nicht gefolgt werden , das Verhalten der
Unternehmen nach November 1978 habe in keinem
Verhältnis zu dem ursprünglichen Plan von 1976
gestanden . Angesichts ihres gemeinsamen Ziels und
der Tatsache, daß das Kartell genau in der Weise
betrieben wurde , wie sie in dem Plan vorgeschlagen
wurde , vertritt die Kommission die Auffassung, daß
die Vereinbarung von 1976 und das streitige Verhal­
ten in der Zeit danach Teil der gleichen fortdauernden
Zuwiderhandlung waren .

nach den von der Kommission Ende 1983 im LDPE­
Sektor durchgeführten . Nachprüfungen fortgesetzt
wurde .

Aus dem bei CDF aufgefundenen Schriftstück ergibt
sich klar , daß bis Oktober 1984 irgendeine Form der
Absatzkontrolle oder Überwachung praktiziert und
Informationen ausgetauscht wurden . Aus dem Ver­
merk von Repsol ist ersichtlich , daß noch im Novem­
ber 1984 von acht oder mehr Herstellern Sitzungen
geplant wurden . Im Dezember 1985 informierte Eni­
chem das Unternehmen Exxon über einen Vorschlag
der Industrie für eine Preiserhöhung unter Umstän­
den , die eine fortdauernde Absprache zwischen Eni­
chem und anderen Herstellern vermuten ließen .

Da von den Herstellern keine Auskünfte vorliegen ,
läßt sich nicht einmal feststellen , ob die Absprache —
in der einen oder anderen Form — überhaupt beendet
worden ist .

Über „Initiativen" mehrerer Hersteller , die gleichzeitig
versuchen , die Preise auf ein bestimmtes Niveau
anzuheben, wird noch immer in der Fachpresse
berichtet . Obwohl konkrete Beweise für Kartellsit­
zungen fehlen , ist es durchaus möglich , daß — wie der
Kontakt zwischen Enichem und Exxon zeigt — solche
Initiativen der Ausdruck einer fortdauernden gegen­
seitigen Solidarität zwischen den Herstellern sind und
nicht spontan entstehen .

Bei der Festsetzung der Geldbußen nach Artikel 15
Absatz 2 der Verordnung Nr. 17 und bei der Beurtei­
lung der Frage , ob eine Abstellungsanordnung nach
Artikel 3 angemessen ist , wird die Kommission im
Hinblick auf die Dauer der Zuwiderhandlung jedoch
eine Unterscheidung machen .

B. Maßnahmen zur Abstellung der festgestellten
Verstöße

10 . Dauer der Verstöße

( 60 ) Obwohl es auf dem LDPE-Sektor bereits vor dem
Vorschlag von 1976 für ein neues Sitzungssystem
Absprachen gab , geht die Kommission davon aus , daß
die vorliegende Zuwiderhandlung etwa im September
1976 begann .

Zu diesem Zeitpunkt wurde der Bericht der Arbeits­
gruppe vorgelegt , und es steht fest, daß ungefähr zu
dieser Zeit das System der zweistufigen Sitzungen
eingeführt wurde .

Der Zeitpunkt , zu dem die einzelnen Hersteller an den
Sitzungen teilzunehmen begannen , läßt sich jedoch
nicht mit Sicherheit bestimmen . Die Mehrzahl von
ihnen streitet — trotz des schwerwiegenden Beweis­
materials — jegliche Kenntnis von diesen Sitzungen
ab. In der Unterlage von 1976 werden jedoch die
Hersteller genannt , die an der Planung der Abspra­
chen und der Einberufung der Expertengruppe betei­
ligt waren .

SAGA (später als petrochemische Abteilung in das
Unternehmen Statoil eingegliedert) gelangte erst 1978
auf den Markt . Mit dieser Ausnahme und abgesehen
von den besonderen Umständen im Falle der Unter­
nehmen BP und Neste Oy/Unifos ist die Teilnahme
der übrigen Unternehmen allem Anschein nach auf
das Jahr 1976 zurückzuführen .

(61 ) Obwohl nur wenige Details der einzelnen Sitzungen
vorliegen , ist offensichtlich , daß das Kartell selbst

1 . Artikel 3 der Verordnung Nr. 1 7

( 62 ) Stellt die Kommission einen Verstoß gegen Artikel 85
fest , so kann sie das betreffende Unternehmen gemäß
Artikel 3 der Verordnung Nr. 17 verpflichten , die
festgestellte Zuwiderhandlung abzustellen .

Alle Unternehmen haben jeglichen Verstoß gegen
Artikel 85 in Abrede gestellt . Die meisten bestritten
weiterhin — trotz der Schwere des Beweismaterials
—, daß in den regelmäßigen Sitzungen Wettbewerbs­
fragen überhaupt behandelt , wurden . Andere bestrei­
ten jegliche Kenntnis von den Sitzungen .

Während einige Unternehmen der Kommission mit­
teilten , daß Vorkehrungen getroffen wurden, um zu
gewährleisten , daß ihre Vertreter verdächtige Kontak­
te zu Mitbewerbern unterlassen , ist nicht bekannt , ob
die Sitzungen oder zumindest ein gewisser Informa­
tionsaustausch zwischen den Unternehmen über Prei­
se und Mengen tatsächlich je aufgehört haben .

(*) Mit Ausnahme von Union Carbide , die ihr europäisches
LDPE-Geschäft Ende 1978 auf BP übertrug .
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Es ist daher angebracht , in jeder Entscheidung die
Unternehmen formell aufzufordern , den Verstoß
abzustellen und sich in Zukunft jeglicher Absprachen
mit ähnlichen Zielen oder Wirkungen zu enthalten .

Die Kommission berücksichtigt , daß die meisten
Unternehmen bereits in einem anderen Kartellverfah­
ren im Thermoplastbereich (Polypropylen) während
der gleichen Zeit bereits mit Geldbußen belegt wur­
den .

(65 ) Bei der Festsetzung der Geldbußen gegen die einzelnen
Unternehmen berücksichtigte die Kommission den
Grad der Beteiligung jedes Unternehmens und (soweit
sich dies beurteilen läßt) die Rolle , die jedes Unter­
nehmen bei den geheimen Vereinbarungen spielte ,
sowie ihre jeweilige Bedeutung auf dem LDPE­
Markt .

Wie der Grad der individuellen Beteiligung der bei den
Sitzungen anwesenden Hersteller an den Vereinba­
rungen von ihnen selbst oder von Dritten beurteilt
wird , kann nicht als Grundlage für die Feststellung
eines wesentlichen Unterschieds zwischen den Her­
stellern dienen . Das individuelle Interesse mag manch­
mal unterschiedlich gewesen sein, doch waren alle
Hersteller , die an den Sitzungen teilnahmen , an einer
gemeinsamen Unternehmung beteiligt .

Im Fall von Repsol ist die Kommission allerdings der
Auffassung, daß in Anbetracht der Besonderheit des
iberischen Marktes vor dem Beitritt Spaniens und
Portugals , der „in-out"-Vereinbarung für Repsol und
ihres geringen Absatzvolumens in der Gemeinschaft
trotz ihrer Teilnahme an den Kartellsitzungen eine
wesentlich niedrigere Geldbuße als gegen die übrigen
Hersteller verhängt werden kann .

Bei der Festsetzung der Geldbußen gegen Chemie
Holding, Neste Oy und Statoil wird ebenfalls berück­
sichtigt, daß ein Großteil ihres Gesamtumsatzes in
Europa außerhalb der Gemeinschaft getätigt wird .
Gleiches gilt für das Unternehmen DOW, das zwar
einer der führenden LDPE-Hersteller ist , doch rund
die Hälfte seiner LDPE-Erzeugnisse in Spanien abge­
setzt hat, das bis 1 986 kein Mitgliedstaat der Gemein­
schaft war .

(66 ) Die Kommission wird bei der Festsetzung der Geld­
bußen auch zwischen den Vollmitgliedern des Kartells
und denjenigen unterscheiden , die sozusagen nur am
Rande des Kartells tätig waren .

Die Geldbußen gegen Shell und BP spiegeln den
erheblich niedrigeren Grad ihrer Beteiligung an dem
Kartell , verglichen mit den Herstellern , die an den
Plenarsitzungen des Kartells teilnahmen , wider .

Im Fall von Monsanto ist die Kommission der Auffas­
sung, daß angesichts ihrer sporadischen Beteiligung
an dem Kartell , der sekundären Bedeutung als Her­
steller und des Zeitraums von etwa sieben Jahren
zwischen ihrer letzten Teilnahme an den lokalen
Sitzungen im Vereinigten Königreich und der Einlei­
tung des Verfahrens eine bescheidene Geldbuße ange­
messen ist .

2 . Artikel 15 Absatz 2 der Verordnung Nr. 17

(63 ) Gemäß Artikel 15 Absatz 2 der Verordnung Nr. 17
kann die Kommission gegen Unternehmensvereini­
gungen durch Entscheidung Geldbußen in Höhe von
eintausend bis einer Million ECU oder über diesen
Betrag hinaus bis zu zehn Prozent des von dem
einzelnen an der Zuwiderhandlung beteiligten Unter­
nehmen im letzten Geschäftsjahr erzielten Umsatzes
festsetzen , wenn sie vorsätzlich oder fahrlässig gegen
Artikel 85 Absatz 1 verstoßen . Bei der Festsetzung der
Höhe der Geldbuße ist neben der Schwere des Versto­
ßes auch die Dauer der Zuwiderhandlung zu berück­
sichtigen .

Die Unternehmen, an die die vorliegende Entschei­
dung gerichtet ist , haben vorsätzlich gegen Artikel 85
verstoßen. Sie errichteten und betrieben wissentlich
ein geheimes und institutionalisiertes System regelmä­
ßiger Sitzungen zur Festsetzung von Zielpreisen und
Zielquoten für ein wichtiges Industrieprodukt . Gegen
einige der beteiligten Unternehmen — BASF,
Hoechst, ICI — hat die Kommission wegen Abspra­
chen im Chemiesektor bereits Geldbußen festgesetzt
(Farbstoff-Entscheidung 69 /243 /EWG der Kommis­
sion (*)).

Die Kommission trägt ebenfalls der Tatsache Rech­
nung, daß zumindest Atochem, Bayer, CDF, DOW,
DSM, Enichem und Pekema (bei BASF bestehen
Zweifel ) mindestens noch ein Jahr , nachdem die
Kommission im November 1983 mit ihren Nachprü­
fungen begonnen hatte , wissentlich an einem System
von Absprachen und Sitzungen teilnahmen .

( 64) Bei der allgemeinen Festsetzung der Geldbußen hat die
Kommission folgende Erwägungen berücksichtigt :
— Preis- und Marktteilungsabsprachen stellen als
solche schwere Wettbewerbsbeschränkungen dar;

— LDPE ist ein bedeutendes Industrieerzeugnis mit
einem Umsatz in Westeuropa von über 3 Milliar­
den ECU;

— die an der Zuwiderhandlung beteiligten Unterneh­
men repräsentieren rund 90% dieses Marktes ;

— die Absprache wurde in einem System regelmäßi­
ger Kartellsitzungen institutionalisiert , in denen
der LDPE-Markt im einzelnen organisiert wurde;

— die Sitzungen blieben äußerst geheim.

Mildernd wirkt sich jedoch der Umstand aus , daß die
Unternehmen in dem von dieser Entscheidung erfaß­
ten Zeitraum erhebliche Verluste im LDPE-Sektor
hinnehmen mußten . (67 ) Da keine detaillierten Angaben über die Teilnahme

der Hersteller an den Sitzungen vorliegen , läßt sich der
genaue Zeitpunkt nicht feststellen , zu dem ihre Betei­(M AB1 . Nr. L 195 vom 7 . 8 . 1969 , S. 11 .
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ligung an der Zuwiderhandlung endete, sofern diese
jemals beendet wurde . In einigen Fällen — Hoechst
und Montedison — ist eine Teilnahme an den Sitzun­
gen auszuschließen, da sich diese Unternehmen aus
dem LDPE-Sektor zurückzogen . In anderen Fällen —
BP, ICI und vermudich Shell — mag es durchaus
zutreffen , daß ihre Teilnahme an den Sitzungen oder
andere direkte Kontakte nach Beginn der Nachprü­
fungen im Oktober 1983 endeten . Atochem, Bayer,
CDF, DOW, DSM, Enichem und die Tochtergesell­
schaft von Neste Oy, Pekema, waren noch Ende 1984
aktiv an Absprachen beteiligt; gleiches gilt in geringe­
rem Maß auch für Repsol .
Die Kommission wird deshalb die Geldbußen auf der
Grundlage festsetzen , daß die meisten Unternehmen
bis November 1984 an der Zuwiderhandlung beteiligt
waren —

Hersteller ableiten läßt; insbesondere dürfen die Unterneh­
men untereinander keine zusätzlichen wettbewerbsrelevan­
ten Informationen austauschen, die ein solches System nicht
erfaßt .

Artikel 3

Gegen die in dieser Entscheidung genannten Unternehmen
werden wegen des in Artikel 1 festgestellten Verstoßes
folgende Geldbußen festgesetzt:

i ) Atochem SA: eine Geldbuße von 3 600 000 ECU;
ii) BASF AG: eine Geldbuße von 5 500 000 ECU;
iii ) BP Chemicals Ltd : eine Geldbuße von 750000

ECU;

iv ) Bayer AG: eine Geldbuße von 2 500 000 ECU;
v) Chemie Holding AG: eine Geldbuße von 500 000
ECU;

vi ) DOW Chemical Company: eine Geldbuße von

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

2 250 000 ECU;

vii) DSM NV: eine Geldbuße von 3 300 000 ECU;
viii ) Enichem SpA: eine Geldbuße von 4 000 000 ECU;
ix) Hoechst AG: eine Geldbuße von 1 000 000 ECU;
x) Imperial Chemical Industries plc: eine Geldbuße von

3 500 000 ECU;

Artikel 1

Atochem SA, BASF AG, BP Chemicals Ltd , Bayer AG,
Chemie Holding AG, DOW Chemical Company, DSM NV,
Enichem SpA, Hoechst AG, Imperial Chemical Industries
plc , Montedison SpA, Monsanto Company, Neste Oy,
Orkem SA, Repsol Quimica SA, Shell International Chemi­
cal Co . Ltd , Statoil — Den Norske Stats Oljeselskap AS
haben gegen Artikel 85 EWG-Vertrag verstoßen, indem sie
( in den in dieser Entscheidung genannten Zeiträumen) an
einer Vereinbarung und/ oder aufeinander abgestimmen
Verhaltensweise beteiligt waren, die etwa im September
1976 beschlossen wurde und auf deren Grundlage die
LDPE-Hersteller , die Kunden in der Gemeinschaft beliefern,
an regelmäßigen Sitzungen teilnahmen, um Zielpreise und
Zielquoten festzusetzen , abgestimmte Initiativen zur Anhe­
bung des Preisniveaus zu planen und die Anwendung der
besagten geheimen Vereinbarungen zu kontrollieren.

xi ) Montedison SpA: eine Geldbuße von 2 500 000 ECU;
xii) Monsanto Company: eine Geldbulse von 150 000

ECU;

xiii ) Neste Oy: eine Geldbuße von 1 000 000 ECU;
xiv) Orkem SA: eine Geldbuße von 5 000 000 ECU;
xv) Repsol Quimica SA: eine Geldbuíse von 100 000 ECU;
xvi ) Shell International Chemical Co. Ltd: eine Geldbufie

von 850 000 ECU;

xvii ) Statoil — Den Norske Stats Oljeselskap AS: eine Geld­
bufie von 500 000 ECU.

Artikel 4

Die in Artikel 3 festgesetzten Geldbußen müssen innerhalb
von drei Monaten nach dem Zeitpunkt der Zustellung dieser
Entscheidung auf die folgenden Bankkonten eingezahlt
werden :

Belgien (Monsanto):

Artikel 2

Die in Artikel 1 genannten Unternehmen, die nach wie vor
auf dem LDPE-Sektor in der EG tätig sind , sind verpflichtet ,
die festgestellte Zuwiderhandlung unverzüglich abzustellen
(falls sie es noch nicht getan haben) und in Zukunft bezüglich
ihrer LDPE-Geschäfte von allen Vereinbarungen oder auf­
einander abgestimmten Verhaltensweisen, die dasselbe oder
ähnliches bezwecken oder bewirken, Abstand zu nehmen .
Dazu gehört der Austausch von Informationen , die norma­
lerweise dem Geschäftsgeheimnis unterliegen und durch die
die Teilnehmer direkt oder indirekt über Produktion,
Absatz , Lagerhaltung, Verkaufspreise, Kosten oder Investi­
tionspläne anderer Hersteller informiert oder aufgrund derer
sie in die Lage versetzt werden , die Befolgung ausdrücklicher
oder stillschweigender Preis- oder Marktaufteilungsabspra­
chen innerhalb der Gemeinschaft zu kontrollieren . Ein
Verfahren zum allgemeinen Austausch von den LDPE-Sektor
betreffenden Informationen, dem sich die Hersteller
anschließen, muß unter Ausschluß sämtlicher Informationen
geführt werden, aus denen sich das Marktverhalten einzelner

Nr . 426-4403003-54 (*) und Nr. 426-4403001-52 (2 ),
Kredietbank,
Agence Schuman,
Rond Point Schuman, 2 ,
B-1040 Brüssel ;

( 1 ) Für Zahlungen in Ecu.
(2 ) Für Zahlungen in nationalen Währungen .
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Nr . 310-0231000-32 2 , Nach Ablauf dieser Frist sind automatisch Zinsen zu dem
Satz , der am ersten Arbeitstag des Monats , in dem diese
Entscheidung erlassen wurde , vom Europäischen Fonds für
währungspolitische Zusammenarbeit für seine Ecu-Transak­
tionen berechnet wird , plus 3,5 Prozentpunkte , d . h . 11 % ,
fällig.

Banque Bruxelles Lambert ,
Agence Europ£enne,
Rond Point Schuman 6 ,
B-1040 Brüssel .

Bundesrepublik Deutschland (BASF , Bayer , Chemie Hol­
ding , Hoechst):
Nr . 869-24-64910 (*) und Nr. 262-00-64910 ( 2 ),
Sal . Oppenheim und Cie ,
Unter-Sachsenhausen 4 ,
D-5000 Köln 1 .

Frankreich (Atochem, CDF):

Erfolgt die Zahlung in der Währung des Mitgliedstaats , in
dem die für die Zahlung genannte Bank ansässig ist , so ist der
Wechselkurs vom Vortag der Zählung maßgebend .

Nr . 0007-729-106-5 (') und Nr. 0005-770-006-5 ( 2 ),

Artikel 5
Soci6te G6n6rale ,
Agence Internationale ,
Direction de l'&ranger,
23 , Rue de la Paix ,
F-75002 Paris .

Italien (Enichem, Montedison):

Diese Entscheidung ist an folgende Unternehmen gerich­
tet :

Nr . 9130-707 0 , — Atochem SA, La Défense 10 , F-92091 Paris , Cedex 42;
Istituto Bancario San Paolo di Torino,
Piazza San Carlo 156 ,
1-10121 Turin ;

— BASF AG, Karl-Bosch-Straße 38 , D-6700 Ludwigsha­
fen ;

Nr . 26952/018 2 , — BP Chemicals Ltd , 76 Buckingham Palace Road ,
UK-London SW1 0SU;Cassa di Risparmio delle Provincie Lombarde,

Via Bisceglie 120 ,
— Bayer AG, Bayerwerk, D-5090 Leverkusen;1-20152 Mailand .

Vereinigtes Königreich (BP, ICI , Shell , Statoil ): — Chemie Holding AG ,
1 . St .—Peter—Straße 25 , ^^—4021 Linz «

Nr . 59000204 ( M , 2 . c/o Chemie Linz Italia , via Mascheroni 19 , 1-20145
Mailand;Lloyds Bank Ltd,

Overseas Centre ,
38A Paradise Street,
UK-Birmingham B1 2AB ;

— DOW Chemical Company ,

Nr . 108.63.41 ( 2 ),
1 . 2030 Willard H. Dow Center , Midland, Michigan
48674 , Vereinigte Staaten von Amerika ,

2 . c/o DOW Chemical (Nederland) BV, (Benelux), PO
Box 48 , NL-4530 AA Terneuzen;

— DSM NV, PO Box 65 , NL-6400 Heerlen;

Lloyds Bank Ltd,
International Division ,
1 Hay's Lane,
UK-London EC3P 3AB .

Niederlande (DOW, DSM, Neste): — Enichem SpA, Piazza Boldrini 1 , 1-20097 San Donato —
Milanese ;

Nr . 54.16.99.369 (* ,
— Hoechst AG, Postfach 80 03 20 , D-6230 Frankfurt am
Main;

Algemene Bank Nederland ,
Vijzelstraat 31 ,
NL-1000 EG Amsterdam;

— Imperial Chemical Industries pic, Imperial Chemical
House, Millbank, UK-London SW1 P 3JF ;Nr . 51.48.40.706 2 ,

— Monsanto Company ,
Algemene Bank Nederland ,
Kneuterdijk 1 ,
NL-2501 AP Den Haag.

Spanien (Repsol ):

1 . 800 N Lindbergh Blvd , St . Louis MO.631 67, Verei­
nigte Staaten von Amerika ,

2 , c/o Monsanto Europe SA, Ave de Tervueren
270-272 , B-1150 Brussel ;Nr . 394 000-278 (») und Nr. 137 004-270 ( 2 ),

Banco Español de Crédito ,
— Montedison SpA, Via Rosellini 15-17 , 1-20124 Milano;Departamento Extranjero,

Paseo de la Castellana 7,
E-28046 Madrid . — Neste Oy,

1 . Kielaniemi , SF-02150 Espoo 15 , Finnland ,
(') Für Zahlungen in Ecu .
( 2 ) Für Zahlungen in nationalen Währungen .

2 . c/o Neste Chemicals Benelux BV, Wilhelminasingel
19 , NL-4818 AC Breda ;
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— Orkem SA, (früher CDF Chemie SA), TourAurore , Place
des Reflets , F-92080 Paris-la-Défense 2, Cedex 5 ;

Diese Entscheidung ist gemäß Artikel 192 EWG-Vertrag
vollstreckbar .

— Repsol Química SA , Juan Bravo 3 , E-28006 Madrid :

— Shell International Chemical Company Ltd, Shell Centre ,
UK-London SE1 7PG:

— Statoil — Den Norske Stats Oljeselskap AS,

Brüssel , den 21 . Dezember 1988 .

Für die Kommission

Peter SUTHERLAND

Mitglied der Kommission

1 . N-3960 Stathelle, Norwegen,
2 . c/o Statoil (UK) Ltd , 25-29 Queen Street , Maiden­
head , UK-Berks SL6 1NB, Vereinigtes Königreich .
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ANHANG

TABELLE 1

LDPE: Nachgewiesene Preisinitiativen

(in DM/kg)

Datum Marktpreis Zielpreis

1 . Mai/ 1 . Oktober 1976

1 . März 1978

1 . Oktober 1978

1 . Januar 1979
1 . März / 1 . April / 1 . Mai 1979

1 . August 1979
1 . Dezember 1979

1 . Februar 1980

1 . Mai 1980

1 . September 1980
1 . Januar/ 1 . Februar 1981

1 . Mai 1981

1 . Juli 1981
L September 1981

1,55 (Mai)

1,05

1,15

1,15

± 1,30

1,90

2,07

2,25

1,80

1,95 (Dezember)

2,25

2,10

1,95

1,70

1,38

1,30

1,35

1,60(1 . März)
1,70 ( 1 . April )
1,85 ( 1 . Mai)
2,00—2,05

2,07—2,12

2,30—2,35

2,35—2,40

1,95—2,00

2,15—2,20 ( 1 . Januar)
2,25—2,30 ( 1 . Februar)

2,40—2,45

2,15—2,20

2,25—2,30
1 . Oktober 1981
1 . November 1981

2,10 2,20—2,25
2,40—2,45 (später geändert)

1 . November 1981

1 . Januar 1982
1 . Februar 1982

1 . Mai 1982

1 . Juni 1982
1 . September 1982
1 . Januar 1983

1 . Mai 1983

1 . Juli 1983
1 . August 1983

1 . Januar 1984
1 . Mai 1984

1 . September 1984

2,00

2,00

2,00—2,10

1,75

1,70—1,75

1,75

1,60—1,65

1,75—1,85

1,90

2,35—2,40

2,25

1,95

2,10—2,15

2,10—2,15

2,20—2,25

1,90—1,95

2,00—2,05

1,90—2,00

1,80
1,90 (Februar)

1,75—1,80 (Mai)
1,80—1,85 :(Juöi)
1,90—1,95 1

2,00—2,05 ( 1 . August)
2,25—2,30 ( 1 . September)
2,35—2,40 (1 . Oktober)
2,50

2,30—2,35

2,15
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TABELLE 2a

LDPE — Allgemeiner Gebrauch: Film

Marktpreise/Zielpreise (Januar 1978 bis Dezember 1980)

Quelle: Technon ; Dokumente der Hersteller .

TABELLE 2b

LDPE — Allgemeiner Gebrauch: Film

Marktpreise/Zielpreise (Januar 1981 bis Dezember 1984)

Quelle: Technon: Dokumente der Hersteller .'


